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Einleitung
Im Dezember 2013 gab das Europäische Institut für 
Gleichstellungsfragen (EIGE) bei ÖSB Consulting 
eine Studie in Auftrag, in deren Mittelpunkt die 
Politik und die Sammlung bewährter Praktiken im 
Bereich der Vereinbarkeit von Arbeit, Familie und 
Privatleben in den EU-Mitgliedstaaten standen. Die 
Studie umfasste eine Durchsicht der politischen 
Maßnahmen und der Literatur aus diesem Bereich 
auf EU- und Mitgliedstaatenebene.

Diese Überprüfung der Politik besteht aus zwei 
Teilen: Der erste Teil gibt einen Überblick über 
die wichtigsten Entwicklungen zu diesem Thema 
in der Europäischen Union (in politischer, gesell-
schaftlicher und gesetzgeberischer Hinsicht) ein-
schließlich der einschlägigen EU-Rechtsvorschrif-
ten und Dokumente. Der zweite Teil basiert auf 
den Beiträgen und Informationen von nationalen 
Sachverständigen (die Länderberichte aus allen 
28 Mitgliedstaaten sind zwecks detaillierterer Infor-
mationen zu den einzelnen Ländern der Überprü-
fung der Politik beigefügt).

Die Beteiligung von Männern an Betreuungs- und 
Pflegetätigkeiten, Erwerbsbeteiligung und die 
wirtschaftliche Unabhängigkeit von Frauen, die 
Einbindung der Sozialpartner in Vereinbarkeitsfra-
gen und die Auswirkung der Wirtschaftskrise und 
der damit verbundenen Sparmaßnahmen auf Ver-
einbarkeitsfragen sind Querschnittsthemen dieser 
Überprüfung.
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1  Überprüfung der 
europäischen Politik zur 
Vereinbarkeit von Arbeit, 
Familie und Privatleben

Die Gleichstellung von Frauen und Männern ist ein 
fundamentaler, im EG-Vertrag verankerter Grund-
satz der Europäischen Union und gehört gemäß Ar-
tikel 2 und Artikel 3 Absatz 3 des Vertrags über die 
Europäische Union und Artikel 8 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union zu den 
Zielen und Aufgaben der Gemeinschaft.

Die Gleichstellung von Frauen und Männern hat in 
den vergangenen 50 Jahren einen beträchtlichen 
Beitrag zu Beschäftigung und Wirtschaftswachs-
tum geleistet, und ihr Potenzial ist noch nicht voll-
kommen ausgeschöpft. Untersuchungen aus der 
jüngeren Zeit zeigen, dass eine Verringerung der 
Kluft zwischen den Geschlechtern das Wirtschafts-
wachstum weiter fördern könnte: Der voraussicht-
liche Gewinn durch eine vollständige Konvergenz 
der Teilhabequoten bis 2020 ist ein Zuwachs des 
BIP pro Kopf um 12,4 % bis 2030. Dies würde einen 
großen Beitrag zur wirtschaftlichen Erholung der 
EU leisten und wäre ein wichtiger Aktivposten für 
die EU in Zeiten des Abschwungs (1). Investitionen 

(1) Europäische Kommission, Progress on Equality between 
Women and Men in 2012 (Fortschritte über die Gleichstellung 
von Frauen und Männern 2012), 2013.

in die Gleichstellung von Männern und Frauen 
erzielen die höchsten Erträge unter allen Entwick-
lungsinvestitionen (2).

Im Rahmen der Strategie Europa 2020 stärkt die 
Kommission die Erwerbsbeteiligung von Frauen 
als eine Möglichkeit, die gesetzten Ziele zu ver-
wirklichen: 20 Millionen Menschen aus Armut oder 
sozialer Ausgrenzung herauszuhelfen und eine Be-
schäftigungsquote von 75 % zu erreichen. Zu den 
erforderlichen politischen Maßnahmen zählen die 
Förderung von zugänglichen, erschwinglichen und 
qualitativ hochwertigen Kinderbetreuungseinrich-
tungen und Einrichtungen der Langzeitpflege, die 
Abschaffung der steuerlichen Benachteiligung von 
Zweitverdienern und die Erhöhung der Attraktivität 
von Arbeit sowohl für Frauen als auch für Männer. 
Diese Ziele wurden in den Jahreswachstumsberich-
ten und länderspezifischen Empfehlungen jüngster 
Europäischer Semester berücksichtigt (3).

(2) OECD, Closing the Gender gap: act now, 2012.
(3) Europäische Kommission, Mid-term review of the Strategy 

for Equality between Women and Men (Halbzeitüberprüfung 
der Strategie für Gleichstellung von Frauen und Männern), 
2013.
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Als Grundrecht und Bedingung für Wirtschafts-
wachstum ist die Vereinbarkeit von Arbeit, Familie 
und Privatleben auf europäischer Ebene als ein 
Schlüsselziel der Strategie für die Gleichstellung 
von Frauen und Männern 2010-2015 der Europä-
ischen Kommission anerkannt. Um dies zu errei-
chen, müssen Frauen und Männer in der Lage sein, 
ein angemessenes Gleichgewicht zwischen Arbeit, 
Familie und Privatleben zu finden. Dies bedeutet 
die Einführung von Programmen für Freistellung 
aus familiären Gründen und Elternurlaub, Betreu-
ungsvorkehrungen für Kinder, Senioren und andere 
pflegebedürftige Personen sowie die Entwicklung 
einer Struktur und Organisation des Arbeitsumfelds, 
die die Vereinbarkeit von Arbeit und familiären/pri-
vaten Verpflichtungen für Frauen und Männer er-
leichtert. Doch gerade das gemeinsame Überneh-
men von Kinderbetreuungsaufgaben kann sich in 
einer Kultur als schwierig erweisen, in der Männer 
als beruflich wenig engagiert angesehen werden, 
wenn sie Elternurlaub in Anspruch nehmen, und in 
der Mütter beruflich auf ein Nebengleis geschoben 
werden. Darüber hinaus kann es in Ermangelung 
qualitativ guter und erschwinglicher Kinderbetreu-
ung für viele Eltern und vor allem für diejenigen 
mit niedrigem Einkommen schlicht und ergreifend 
unmöglich sein, in Vollzeit zu arbeiten und sich um 
ihre Familie zu kümmern (4).

Derzeitige politische Bemühungen auf EU-Ebene 
und in den Mitgliedstaaten betreffen Urlaubsrege-
lungen, Flexibilität von Arbeitszeitregelungen und 
Zusagen für den Ausbau von Betreuungsdiensten.

Dieses Papier gibt einen Überblick über die wich-
tigsten einschlägigen Statistiken, Strategien und 
Maßnahmen in der EU und umfasst eine Durchsicht 
der sachdienlichsten Studien im Bereich der Verein-
barkeit von Arbeit, Familie und Privatleben.

Die Problematik der Vereinbarkeit von Arbeit,  
Familie und Privatleben ist nicht neu und wird  
seit einigen Jahren auf EU-Ebene als Priorität  

(4) OECD, Closing the Gender gap: act now, 2012.

anerkannt (5). Zunächst wurde sie als Bedin-
gung für das Erreichen einer De-facto-Gleich-
stellung von Frauen und Männern betrachtet 
und wird nun zunehmend als entscheidender 
Faktor für die stärkere Teilhabe von Frauen 
am Arbeitsmarkt gesehen. Schlüsselstati-
stiken zu Erwerbsbeteiligung und zum Anteil  
von bezahlter und unbezahlter Arbeit werden in 
Abschnitt 1.1 dieses Papiers vorgestellt.

Die europäischen politischen und gesetzgebe-
rischen Initiativen zur Vereinbarkeit von Arbeit, Fa-
milie und Privatleben betreffen im Wesentlichen 
drei Bereiche:

 ● Anbieten verschiedener Formen von Urlaub für 
Frauen und Männer,

 ● Förderung flexibler Arbeitszeitregelungen,

 ● Bereitstellung angemessener, erschwinglicher 
und qualitativ hochwertiger Kinderbetreuungs-
dienste und Betreuungsmöglichkeiten für andere 
betreuungsbedürftige Angehörige.

Die Vereinbarkeit von Arbeit, Familie und Privat-
leben ist ein Grundrecht, das vor allem durch den 
garantierten Anspruch auf Mutterschafts- und Eltern- 
urlaub sowie einen damit verbundenen Schutz vor 
Diskriminierung gefördert wird. Das Europäische 
Recht sieht Mindeststandards für Mutterschafts- 
und Elternurlaub vor. Urlaubsansprüche werden in 
Abschnitt 1.2 behandelt.

Arbeitszeitregelungen umfassen sowohl die Länge 
der Arbeitszeit als auch flexible Arbeitszeitmodelle. 
Die Frage der Arbeitskultur insgesamt und die Tren-
nung zwischen öffentlichen und privaten Bereichen 
haben eine bedeutende geschlechterspezifische 
Dimension, die, wie wir in Abschnitt 1.3 sehen wer-
den, in der Regel unterschätzt wird. Änderungen 
in der Arbeitskultur müssen auf Unternehmense-
bene geschehen. Familienfreundliche Maßnahmen 

(5) Siehe das Vierte Aktionsprogramm der EU zur 
Gleichstellung von Frauen und Männern und die 
Empfehlung des Europäischen Rates zur Kinderbetreuung 
von 1992.
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von Unternehmen signalisieren, dass ein besseres 
Gleichgewicht zwischen Arbeit, Familie und Pri-
vatleben nicht zu Nachteilen für Arbeitnehmer am  
Arbeitsplatz führt.

2002 legte der Europäische Rat in Barcelona ver-
schiedene Ziele für Kinder unter 3 Jahren und Kinder 
zwischen 3 Jahren und dem schulpflichtigen Alter 
fest. Der gegenwärtige Stand der Kinderbetreuungs-
dienste wird in Abschnitt 1.4 behandelt.

Die Rolle von Männern in Maßnahmen für die Gleich-
stellung von Frauen und Männern war Gegenstand 
neuerer europäischer Studien und Strategien. Hin-
sichtlich eines Gleichgewichts zwischen Arbeit, Fami-
lie und Privatleben ist die Unterstützung und Aner-
kennung von Männern als Betreuer für die Stärkung 
der Gleichberechtigung auf dem Arbeitsmarkt und in 
der Familie (gerechtere Verteilung von Haushaltsauf-
gaben) von grundlegender Bedeutung. Dieses Thema 
wird in Abschnitt 1.5 behandelt.

Maßnahmen für die Vereinbarkeit betreffen das Zu-
sammenspiel von Sozialfürsorgesystemen, Politik 
und Praxis von Unternehmen. Ihr wechselseitiger 
Einfluss und ihre Komplementarität sind Thema in 
Abschnitt 1.6.

Abschließend werden in Abschnitt 1.7 die wich-
tigsten Herausforderungen und mögliche Wege zu 
ihrer Bewältigung dargestellt.

1.1 Teilhabe von Männern 
und Frauen am Erwerbsleben

Die im Jahr 2000 verabschiedete Lissabon-Strategie 
und die jüngere Europa-2020-Strategie erkennen 
beide die Bedeutung einer stärkeren Teilhabe von 
Frauen am Arbeitsmarkt an, und zwar nicht nur, um 
kein Potenzial zu verschwenden, sondern auch als 
Reaktion darauf, dass die Welt sich verändert und 
Europa eine intelligente, nachhaltige und integrative 
Gesellschaft werden muss. In dieser Hinsicht werden 

die Vereinbarkeitsfragen wesentlich dazu beitragen, 
mehr Frauen auf den Arbeitsmarkt zu bringen und 
das Europa-2020-Ziel einer Gesamtbeschäftigungs-
quote von 75 % für Frauen und Männer zu erreichen.

Im Jahr 2000 verabschiedete der Rat im Zuge seines 
in der Lissabon-Strategie dargelegten Engagements 
eine Entschließung über eine ausgewogene Teilha-
be von Frauen und Männern am Arbeitsleben (6). 
In dieser Entschließung wird der Förderung der 
Chancengleichheit in allen ihren Aspekten, darun-
ter auch der Erleichterung der Vereinbarkeit von 
Arbeit, Familie und Privatleben, besondere Bedeu-
tung zuerkannt. Der Grundsatz der Gleichstellung 
von Frauen und Männern zeigt, wie wesentlich die 
Beseitigung der Benachteiligung von Frauen in Be-
zug auf die Bedingungen für den Zugang zum und 
die Teilhabe am Arbeitsmarkt bzw. von Männern 
in Bezug auf die Bedingungen für die Teilhabe am 
Familienleben ist. Diese geschlechterspezifischen 
Benachteiligungen beruhen auf gesellschaftlichen 
Denkmodellen, denen zufolge die unbezahlte Ar-
beit, die in der Familie geleistet wird, als Hauptauf-
gabe der Frauen gilt; die Erwerbsarbeit in Form von 
Teilnahme am Wirtschaftsleben dagegen wird als 
Hauptaufgabe der Männer betrachtet (7).

Die Teilhabe von Frauen am Arbeitsmarkt hat im 
Lauf der Jahre zugenommen, und die Beschäfti-
gungsmuster von Männern und Frauen sind heute 
einander ähnlicher. Nachhaltige Teilhabe an der Er-
werbstätigkeit trägt zum Ziel der Verbesserung einer 
lebenslangen wirtschaftlichen Unabhängigkeit der 
Frauen bei, wie es in der Strategie 2010-2015 der  
Europäischen Kommission heißt.

Erwerbsbeteiligung ist eng mit dem Bildungsab-
schluss verknüpft; dieser Aspekt gewinnt ange-
sichts der Tatsache, dass sich die gegenwärtige 

(6) Entschließung des Rates und der im Rat Vereinigten 
Minister für Beschäftigung und Sozialpolitik vom 29. Juni 
2000 über eine ausgewogene Teilhabe von Frauen und 
Männern am Berufs- und Familienleben, ABl. C 218 vom 
31.7.2000, S. 5.

(7) OECD, Closing the Gender gap: act now, 2012.
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Wirtschafts- und Finanzkrise vor allem auf niedrig 
qualifizierte Arbeiten auswirkt, zunehmend an Be-
deutung. Höhere Bildungsabschlüsse haben in den 
letzten 50 Jahren etwa die Hälfte des Wirtschafts-
wachstums in OECD-Ländern ausgemacht – dies 

wiederum ist erheblich der Tatsache zu verdanken, 
dass mehr Mädchen einen höheren Bildungsab-
schluss erreicht haben und mehr Gleichheit der 
Geschlechter bezüglich der im Bildungswesen ver-
brachten Jahre erzielt wurde.

Abbildung 1: Tertiäre Bildungsabschlüsse nach Geschlecht,  
Altersgruppe 30-34, 2013
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Quelle: Eurostat, Arbeitskräfteerhebung, Daten am 10. März 2014 abgerufen.

Heute haben, wie in Abbildung 1 gezeigt, in allen 
Mitgliedstaaten mehr Mädchen als Jungen einen 
tertiären Bildungsabschluss. Abbildung 2 zeigt, dass 
der Anteil der erwerbstätigen Frauen in den Grup-
pen mit unterschiedlichen Bildungsabschlüssen 
sehr unterschiedlich ausfällt.

2012 betrugen in der EU die durchschnitt-
lichen geschlechterspezifischen Unterschiede 
bei der Beschäftigung bei Personen mit einem 
niedrigeren Bildungsniveau (International Stan-
dard Classification of Education – ISCED-Stufen 
0 bis 2) mehr als 15 Prozentpunkte, bei Personen 
mit Sekundärbildungsabschluss (ISCED-Stu-

fen 3 und 4) 12 Prozentpunkte und bei Per-
sonen mit tertiärem Bildungsabschluss (ISCED- 
Stufen 5 und 6) knapp über 7 Prozentpunkte. 
Zwischen 2008 und 2012 gingen die Beschäf-
tigungsquoten in der Gruppe mit niedrigerem  
Bildungsniveau bei Männern von 58 % im Jahr 2008 
auf 52 % im Jahr 2012, bei den Frauen hingegen 
von 39 % im Jahr 2008 auf 37 % im Jahr 2012 zu-
rück. Bei den tertiären Bildungsabschlüssen da-
gegen verzeichneten die Beschäftigungsquoten 
im gleichen Zeitraum bei den Männern einen 
leichten Rückgang von 87 % auf 86 % und bei den 
Frauen von 80 % auf 78 %.
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Abbildung 2: Beschäftigungsquoten von Frauen und Männern (15-64) in der EU-28 
nach Bildungsniveau, 2008 und 2012
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Quelle: Eurostat, EU-LFS (Arbeitskräfteerhebung, lfsa_ergaed), Auszug aus dem Bericht Gender Equality and Economic 

independence (Gleichstellung der Geschlechter und wirtschaftliche Unabhängigkeit), EIGE, 2014.

Anmerkung: Geringeres Bildungsniveau umfasst Vor- 
schule, Primarschule und Sekundarstufe I: ISCED- 
Stufen 0 bis 2); sekundäre Bildung umfasst Sekun-
darstufe II und postsekundäre, nichttertiäre Stufe: 
ISCED-Stufen 3 und 4; tertiäre Bildung umfasst Terti-
ärstufe I und Tertiärstufe II: ISCED-Stufen 5 und 6. Die 
Beschäftigungsquote steht für erwerbstätige Per-
sonen als Prozentsatz derselben Gruppe in der Ge-
samtbevölkerung. Die Differenz wird als Prozentsatz 
der Beschäftigungsquote im Jahr 2012 abzüglich der 
Beschäftigungsquote im Jahr 2008 berechnet. 

Mehr Gleichstellung bei der Bildung garantiert aller-
dings keine Gleichstellung am Arbeitsplatz. Wenn 
hohe Kinderbetreuungskosten bedeuten, dass es 
sich für Frauen wirtschaftlich nicht lohnt, in Vollzeit 
zu arbeiten, wenn die Arbeitsplatzkultur Frauen be-
straft, die ihre Karriere unterbrechen, um Kinder zu 
bekommen, und wenn Frauen weiterhin die Last für 
unbezahlte Arbeit im Haushalt, Kinderbetreuung 
und die Versorgung älter werdender Eltern tragen, 
wird es für sie schwierig sein, ihr volles Potenzial in 
bezahlter Arbeit zu entfalten (8).

(8) OECD, Closing the Gender gap: act now, 2012.

Die derzeitige Differenz bei den Beschäftigungs-
quoten von Männern und Frauen zeigt deutlich, 
dass eine stärkere Beteiligung der Frauen notwen-
dig ist, wenn die EU das Europa-2020-Ziel einer  
Beschäftigungsquote von 75 % erreichen soll.

Die Geschlechterdifferenz bei den Beschäftigungs-
quoten schrumpfte allmählich mit dem Anstieg der 
Teilhabe der Frauen an der Beschäftigung von 58 % 
im Jahr 2002 auf 63 % im Jahr 2008. Der Unterschied 
verringerte sich außerdem als direkte Folge der  
Finanz- und Wirtschaftskrise, da besonders die männ-
lich dominierten Sektoren des Arbeitsmarkts negativ 
betroffen waren. In den vergangenen zehn Jahren 
hat sich die Lücke bei der Beschäftigungsquote um 
fast ein Drittel verkleinert (9).

(9) Europäische Kommission, Förderung der Gleichstellung von 
Frauen und Männern in der EU, Maßnahmen und Eckdaten, 
2014.
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Derzeit beträgt die Beschäftigungsquote der Frauen 
in der EU 63 %, bei den Männern sind es 75 %. In Ir-
land, Griechenland, Spanien, Italien, Ungarn, Malta, 
Polen, Rumänien und der Slowakei liegt die Beschäf-

tigungsquote der Frauen unter 60 %, während sie in 
Dänemark, Deutschland, den Niederlanden, Finn-
land und Schweden über 70 % beträgt. Lediglich 
Schweden hat bereits das Europa-2020-Ziel erreicht.

Quelle: Eurostat, Arbeitskräfteerhebung, Daten am 10. März 2014 abgerufen.

Abbildung 3: Beschäftigungsquote nach Geschlecht, 2002-2012

Abbildung 4: Beschäftigungsquote bei Frauen, Altersgruppe 20-64, 2012 (in %)
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Quelle: Eurostat, Arbeitskräfteerhebung, Daten am 10. März 2014 abgerufen.
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Einer der Hauptgründe für die geringen Beschäfti-
gungsquoten bei Frauen ist die Schwierigkeit, Arbeit, 
Familie und Privatleben miteinander zu vereinbaren. 
In den letzten Jahren sind mehr Frauen erwerbstätig 
geworden, aber sie arbeiten eher in Teilzeit und in 
konzentrierten Sektoren wie Gesundheitswesen, Für-

sorge, Bildung und Verwaltung. Derartige geschlech-
terspezifische Unterschiede und Entscheidungen 
entsprechen gesellschaftlichen Erwartungen und 
der Tatsache, dass Frauen immer noch die Last nicht 
bezahlter Arbeit wie Kinderbetreuung und Hausar-
beit tragen.

Fast ein Drittel der erwerbstätigen Frauen arbeitet 
in Teilzeit, bei den Männern sind es dagegen ledig-
lich 8 %. Hier gibt es allerdings beträchtliche Unter-
schiede zwischen Mitgliedstaaten: Während Teil-
zeitarbeit unter Frauen in Osteuropa nicht häufig 
ist, arbeitet mehr als ein Drittel der in Westeuropa 

beschäftigten Frauen in Teilzeit: Ein höherer Anteil 
von in Teilzeit berufstätigen Frauen findet sich in 
den Niederlanden (77 %), in Deutschland (45 %) 
sowie in Österreich und Belgien (44 %). Für dassel-
be Jahr war der Anteil der in Teilzeit berufstätigen 

Abbildung 5: Teilzeit-Beschäftigungsquote nach Geschlecht im Jahr 2012
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Quelle: Eurostat, Frauen und Beschäftigung 2012, März 2014.

Abbildung 6: Teilzeitbeschäftigung als Prozentsatz der Gesamtbeschäftigung  
in der EU-28 nach Geschlecht und Mitgliedstaat, 15-64, 2012
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Quelle: Eurostat, LFS (Arbeitskräfteerhebung, lfsa_eppgacob), Auszug aus dem Bericht Gender Equality and Economic 

independence (Gleichstellung der Geschlechter und wirtschaftliche Unabhängigkeit), EIGE, 2014.

Anmerkung: Die Unterscheidung Vollzeit/Teilzeit in der Hauptbeschäftigung erfolgt auf der Grundlage einer spontanen 

Antwort der Befragten in allen Ländern (außer NL).
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Männer auf dem Arbeitsmarkt in den Niederlanden 

(25 %) und in Dänemark (15 %) am höchsten.

Teilzeitbeschäftigung hat bei Frauen und Männern 
von 2008 bis 2012 leicht zugenommen (bei den 
Frauen von 31 % im Jahr 2008 auf 32 % im Jahr 
2012, bei den Männern von 7 % im Jahr 2008 auf 
8 % im Jahr 2012), was eventuell durch kürzere Ar-
beitszeiten zur Minimierung von Beschäftigungsab-
bau während der Wirtschaftskrise bedingt war (IAA, 
2013). Bei Frauen wurden die stärksten Zunahmen in 
Estland und Lettland verzeichnet (4 Prozentpunkte, 
und zwar von 9 % auf 13 % in Estland und von 7 % 
auf 11 % in Lettland). Bei den Männern haben sich 
die Quoten in einigen Mitgliedstaaten (IE, EL, CY, LU, 
PT, SK) in diesem Zeitraum fast verdoppelt. 

Was gemeinhin als Teilzeitarbeit definiert wird, 
kann hinsichtlich der Arbeitsstunden stark variie-
ren. Die Arbeitszeiten reichen von sehr wenigen 
Arbeitsstunden bis hin zu fast Vollzeitarbeit; der 

Durchschnitt in der EU liegt bei 20 Stunden. Eine 
Arbeitszeit von weniger als 10 Stunden die Woche 
wurde als „Mikrojob“ eingestuft. 2012 war eine Ar-
beitszeit von weniger als 10 Stunden pro Woche 
unter Frauen in Dänemark (22 %) und Portugal 
(23 %), aber auch bei Männern in Österreich (20 %), 
Deutschland (23 %), Portugal (24 %), den Niederlan-
den (29 %) und Dänemark (33 %) weit verbreitet. 
In Portugal hatte mehr als die Hälfte der in Teil-
zeit arbeitenden Frauen (54 %) eine geringfügige  
Beschäftigung. Dies betraf auch mehr als die Hälfte 
der in Teilzeit berufstätigen Männer im Vereinigten 
Königreich (51 %), in Portugal und Deutschland 
(56 %) und in Dänemark (66 %).

Teilzeitbeschäftigung ist über die Lebenszeit der 
Menschen ungleich verteilt. Vor allem bei Männern 
besteht eine Tendenz zu stärkerer Konzentration 
am Beginn und am Ende des Arbeitslebens, wäh-
rend sie bei den Frauen gleichmäßiger verteilt ist 
und auf relativ hohem Niveau bleibt. 

Abbildung 7: Teilzeitbeschäftigung als Prozentsatz der Gesamtbeschäftigung  
in der EU-28 nach Geschlecht und Altersgruppen, 2012 
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Quelle: Eurostat, EU-LFS (Arbeitskräfteerhebung, lfsa_eppga), Auszug aus dem Bericht Gender Equality and Economic 

independence (Gleichstellung der Geschlechter und wirtschaftliche Unabhängigkeit), EIGE, 2014.

Anmerkung: Die Unterscheidung Vollzeit/Teilzeit in der Hauptbeschäftigung erfolgt auf der Grundlage einer spontanen 

Antwort der Befragten in allen Ländern (außer NL).
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Die Gründe für eine Teilzeitbeschäftigung variieren 
zwischen Frauen und Männern. Während Frauen 
aus familiären oder persönlichen Gründen einer 

Teilzeitbeschäftigung nachgehen, nehmen Männer 
eine solche Stelle an, weil sie keine Vollzeitbeschäf-
tigung finden können (siehe Abbildung 8 unten).

Doch auch wenn Männer mehr Zeit für bezahl-
te Arbeit aufwenden, arbeiten Frauen insgesamt 
60 Stunden pro Woche und somit 10 Stunden mehr 
als Männer, wobei sie für Betreuungstätigkeiten 
durchschnittlich 25 Stunden im Vergleich zu 9 Stun-
den bei den Männern aufbringen (10).

Die Unterschiede hinsichtlich der Arbeitsstunden 
lassen sich in einer aussagekräftigen Zahl zusam-
menfassen: Misst man Beschäftigung in Vollzeit-
äquivalenten, sind in der EU nur 54 % der weib-
lichen Arbeitskräfte erwerbstätig, während es bei 
der üblichen Messung nach der Beschäftigungs-
quote 62 % sind (11).

(10) Europäische Kommission, Förderung der Gleichstellung von 
Frauen und Männern in der EU, Maßnahmen und Eckdaten, 
2014.

(11) Europäische Kommission, Progress on Equality between 
Women and Men in 2012, A Europe 2020 Initiative 

Spannungen zwischen Arbeit und Familienleben 
sind der zentrale Punkt beim Thema Beschäftigung, 
wenn man es unter Geschlechterperspektive be-
trachtet. Familien mit kleinen Kindern brauchen 
bezahlbare Kinderbetreuung, wenn die Eltern ar-
beiten müssen. Verschlingt die Kinderbetreuung ein 
Gehalt, sodass nur wenig oder gar kein finanzieller 
Gewinn durch die Arbeit besteht, suchen sich Eltern 
(und meist Mütter) eher keine Arbeit. Aber auch die  
Organisation des häuslichen Lebens spielt in der Glei-
chung eine große Rolle. Viele Systeme betrachten 
die Kindererziehung immer noch implizit als Zustän-
digkeitsbereich der Mutter: Überall leisten Frauen, ob 
sie nun einer Vollzeitbeschäftigung nachgehen oder 
nicht, mehr unbezahlte Arbeit als Männer.

(Fortschritte bei der Gleichstellung von Frauen und Männern 
2012, eine Europa-2020-Initiative), 2013.

Abbildung 8: Hauptgründe für die Annahme einer Teilzeitbeschäftigung nach 
Geschlecht (Altersgruppe 15-64), EU-27, 2011
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Quelle: Eurostat, „European Social Statistics“ („Europäische Sozialstatistik“), Pocketbook, Ausgabe 2013.
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Mit Ausnahme von Slowenien ist bei kinderlosen 
Paaren die Teilhabe am Arbeitsmarkt deutlich hö-
her als bei Paaren mit Kindern. Dieser Unterschied 
ist in den neuen Mitgliedstaaten und in geringerem 

Maße in südlichen Ländern weniger ausgeprägt als 
in „älteren“ Mitgliedstaaten. In den Niederlanden 
und in Belgien sind Doppel-Vollzeitverdiener-Paare 
nicht die Mehrheit.

Abbildung 9: Doppel-Vollzeitverdiener-Paare als Prozentsatz aller Paare 
(Personen von 25-49 Jahren, die als Paare im Haushalt zusammenleben)  
mit und ohne Kinder im Haushalt, nach Ländern, 2006
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Quelle: Labour Force Survey (Arbeitskräfteerhebung), Eurostat. In: Eurostat (2009): Reconciliation between work, private 

and family life in the European Union (Vereinbarkeit zwischen Arbeit, Familie und Privatleben in der Europäischen Union); 

Daten liegen nicht für alle Länder vor.



Überprüfung der Vereinbarkeit von Arbeit, Familie und Privatleben in der  
Europäischen Union – Politikbericht

1 Überprüfung der europäischen Politik zur Vereinbarkeit von Arbeit, Familie und Privatleben

19

Aus der Fünften Europäischen Erhebung über die 
Arbeitsbedingungen (12) geht hervor, dass erwerbstä-
tige Frauen in jedem Lebensabschnitt durchschnitt-
lich mehr Stunden für unbezahlte häusliche oder 
betreuende Tätigkeiten aufbringen als erwerbstäti-
ge Männer. Der kleinste Unterschied zwischen den 
Geschlechtern findet sich im nördlichen Cluster, 
der größte im kontinentalen und südlichen Cluster. 
Während der Unterschied zwischen den Geschlech-
tern an den beiden Enden des Lebenszyklus am 
geringsten ist, steigt er während der Zeit der Eltern-
schaft dramatisch an: Hier verwenden erwerbstätige 
Frauen doppelt so viele Stunden auf Betreuung und 
Haushalt wie erwerbstätige Männer.

Bei Eintritt in die Elternphase kürzen erwerbstäti-
ge Frauen ihre bezahlte Arbeit um 4 Stunden die 
Woche, erhöhen jedoch die unbezahlte Arbeit um 
25 Stunden, während die unbezahlte Arbeit bei den 
Männern um 12 Stunden zunimmt.

Der nördliche Ländercluster weist in puncto Zeit-
verteilung auch bei der Untersuchung nach Aus-
wirkungen durch Struktur und Zusammensetzung 
den geringsten Unterschied zwischen den Ge-
schlechtern auf. Dieses Ergebnis lässt sich aktiven 
Mainstreaming-Maßnahmen zuschreiben, die eine 
Gleichstellung von Frauen und Männern fördern, 
und Maßnahmen, die Eltern dabei unterstützen 
sollen, ein Gleichgewicht zwischen bezahlter Arbeit 
und Familienleben zu finden. Zu diesen Maßnah-
men gehören die Bereitstellung qualitativ hoch-
wertiger öffentlicher Einrichtungen für Kinder- und 
Seniorenbetreuung und die Möglichkeit flexibler 
und reversibler Arbeitszeiten im Lebensverlauf (13).

Während der Krise sind die geschlechterspezi-
fischen Unterschiede bei Beschäftigung, Arbeits-

(12) Europäische Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen, Arbeitszeit und Vereinbarkeit von 
Beruf und Privatleben im Lebensverlauf, Zusammenfassung, 
2013.

(13) Ibid.

losigkeit, Löhnen und Armut kleiner geworden. 
Dies spiegelt jedoch keine Fortschritte bei der 
Gleichstellung der Geschlechter wider, sondern 
basiert auf höheren Arbeitslosenquoten und ge-
ringeren Verdiensten bei Männern und Frauen (14). 
Der Sachverständigenbericht der Europäischen 
Kommission über die Auswirkungen der Krise 
auf Gleichstellungsmaßnahmen und die Situa-
tion von Frauen und Männern zieht hinsichtlich 
der Teilhabe am Arbeitsmarkt wichtige Schlüsse. 
Er folgert, dass das Verhalten der Frauen auf dem 
Arbeitsmarkt während der Krise dem der Männer 
ähnelte. Die traditionelle Ansicht, dass Frauen als 
Beschäftigungspuffer agieren und bei steigender 
Nachfrage hinzugezogen und bei sinkender Nach-
frage zurückgedrängt werden, ist durch die Erfah-
rungen dieser Krise definitiv widerlegt worden. Die 
heutigen Puffer sind junge Männer und Frauen in 
Zeitarbeitsverträgen und Wanderarbeitnehmer. 
Während des Abschwungs sank der Anteil der Dop-
pelverdiener-Paare, während derjenige der Paare, 
in denen die Frau die Verdienerin ist, um fast 10 % 
stieg. Darüber hinaus gibt es Nachweise für einen 
Anstieg der „unfreiwilligen“ Teilzeitarbeit bei Frauen 
und Männern (der absolute Anstieg der Anzahl der 
unfreiwilligen Teilzeitbeschäftigten war bei Frauen 
höher, doch prozentual gesehen war er bei den 
Männern stärker). Eine Schlussfolgerung dieses Be-
richts lautet, dass es zwar Nachweise für begrenzte, 
aber ungleichmäßige Einsparungen bei Soziallei-
stungen in den ersten Jahren der Krise gibt, jedoch 
die Gefahr besteht, dass die Finanzkonsolidierung 
letztendlich sowohl die erbrachten Sozialleistungen 
als auch die entsprechende Beschäftigung mit da-
mit verbundenen Auswirkungen auf die Gleichstel-
lung zwischen Männern und Frauen eindämmen 
kann (15).

(14) Bettio et al., The Impact of the economic crisis on the 
situation of women and men and on gender equality policies, 
Synthesis report (Die Auswirkung der Wirtschaftskrise 
auf die Situation von Frauen und Männern und auf 
Gleichstellungsmaßnahmen, Synthesebericht), Europäische 
Kommission, 2013.

(15) Ibid.
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1.2 Urlaubsregelungen

Die Charta der Grundrechte der Europäischen Uni-
on erkennt explizit das Recht auf Vereinbarkeit von 
Familien- und Berufsleben als Grundrecht der Euro-
päischen Union an. Darüber hinaus garantiert sie 
explizit ein Recht auf (bezahlten) Mutterschaftsur-
laub und Elternurlaub.

Artikel 33 Absatz 2 der Charta lautet:

„Um Familien- und Berufsleben miteinander in 
Einklang bringen zu können, hat jeder Mensch 
das Recht auf Schutz vor Entlassung aus einem 
mit der Mutterschaft zusammenhängenden 
Grund sowie den Anspruch auf einen bezahl-
ten Mutterschaftsurlaub und auf einen Eltern- 
urlaub nach der Geburt oder Adoption eines 
Kindes.“

Einige gemeinschaftliche Rechtsinstrumente und 
spezielle Bestimmungen gewähren wichtige Rechte 
wie verschiedene Freistellungsformen, Ansprüche 
während der Freistellung, Schutz vor Entlassung in 
Verbindung mit Schwangerschaft, Vaterschaft und 
Elternurlaub.

Die wichtigsten bisher verabschiedeten Richtlinien 
über Urlaub und Schutz in Verbindung mit Schwan-
gerschaft und Mutterschaft sind die Mutterschutz-
richtlinie (92/85/EWG) und die Elternurlaubsrichtlinie 
(96/34/EG in ihrer durch die Richtlinie 2010/18/EU 
geänderten Fassung) (16).

Es gibt zwei Hauptmaßnahmen, die es Vätern ermög-
lichen, an der Betreuung ihrer Kinder teilzuhaben, 
nämlich Vaterschaftsurlaub und Elternurlaub. Beim 
Vaterschaftsurlaub handelt es sich in der Regel um 
eine kurze Freistellungszeit, die Vätern um die Geburt 
eines Kindes herum gewährt wird. Elternurlaub ist 

(16) Richtlinie 2010/18/EU des Rates vom 8. März 2010 zur 
Durchführung der von Businesseurope, UEAPME, CEEP und 
EGB geschlossenen überarbeiteten Rahmenvereinbarung 
über den Elternurlaub und zur Aufhebung der Richtlinie 
96/34/EG, ABl. L 68 vom 18.3.2010, S. 13.

ein längerer Urlaub, der beiden Elternteilen gewährt 
wird. Darüber hinaus nehmen Väter zunehmend das 
Recht auf Stillpausen in Anspruch (z. B. in Spanien). 
Dieses Recht kann als eine Form des Elternurlaubs 
angesehen werden. Die Einführung eines Rechts auf 
Vaterschaftsurlaub ist Teil der vorgeschlagenen über-
arbeiteten Mutterschutzrichtlinie, die derzeit im Rat 
blockiert ist.

Die Elternurlaubsrichtlinie ist Ausdruck der Schlüs-
selrolle, die die europäischen Sozialpartner in dieser 
Frage spielen. Gestärkt wird diese Rolle weiterhin 
von der Neufassung der Richtlinie 2006/54/EG, die 
in Artikel 21 Absatz 2 besagt:

„Soweit mit den nationalen Gepflogenheiten 
und Verfahren vereinbar, ersuchen die Mitglied-
staaten die Sozialpartner ohne Eingriff in deren 
Autonomie, die Gleichstellung von Männern 
und Frauen durch flexible Arbeitsbedingungen 
zur besseren Vereinbarkeit von Privatleben und 
Beruf zu fördern.“

Obwohl die meisten Länder heute Mutterschafts- 
und Elternurlaub gewähren, gibt es vor allem beim 
Elternurlaub im Detail sehr große Unterschiede. 
Die Europäische Richtlinie sieht einen Elternurlaub 
von vier Monaten für alle Arbeitnehmer vor, wobei 
ein Monat nicht zwischen den Eltern übertragbar 
ist. Darüber hinaus gibt sie Eltern, die nach dem 
Elternurlaub wieder zur Arbeit zurückkehren, die 
Möglichkeit, eine Änderung ihrer Arbeitszeiten zu 
beantragen, und sie bietet einen größeren Schutz 
vor Entlassung oder nachteiliger Behandlung als 
Ergebnis der Inanspruchnahme des Elternurlaubs.

Elternurlaub ist in allen Mitgliedstaaten vorge-
sehen. Dieses Recht wird jedoch auf unterschied-
liche Art und Weise umgesetzt. Am einen Ende des 
Spektrums stehen die skandinavischen Länder, die 
eine Form des milden Zwangs („Vaterquote“) ver-
fügt haben. In Schweden beispielsweise sind zwei 
Monate des Elternurlaubs für jedes Kind dem Vater 
vorbehalten und somit nicht übertragbar. In ande-
ren Ländern wie beispielsweise dem Vereinigten 
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Königreich gibt es keinen eigentlichen Elternurlaub, 
allerdings ist die sehr lange Zeit des „Mutterschaftsur-
laubs“ auf den Vater übertragbar (17).

Zu den wichtigsten Aspekten bei den Unterschieden 
zählen Dauer der Freistellung, Bezahlung (unbezahlt 
oder bezahlt und gegebenenfalls in welcher Höhe), 
Flexibilität der Nutzung (insbesondere, ob der Urlaub 
in Teilzeit und in mehreren zeitlichen Blöcken genom-
men werden kann) und ob es sich bei dem Urlaub um 
einen familiären oder individuellen Anspruch handelt 
(d. h., ob der Urlaub ein Anspruch der Familie ist, der 
zwischen den Eltern nach deren Wahl aufgeteilt wird, 
ein individueller und nicht übertragbarer Anspruch für 
jeden Elternteil oder eine Mischung aus diesen beiden 
Ansätzen) (18).

In der Praxis können sich daher Länder, in denen 
Anspruch auf Elternurlaub besteht, in den Details 
und daher den Auswirkungen dieser Urlaubspolitik 
sehr unterscheiden. In dem Versuch, ein gewisses 
System in die großen Unterschiede zwischen ver-
schiedenen einzelstaatlichen Elternpolitiken zu 
bringen, schlug Wall (19) sechs große Freistellungs-
politikmodelle in Europa vor, die nach der Länge 
der gewährten Freistellung und den Werten und 
Zielen, die sie voraussetzen und unterstützen, de-
finiert sind (20):

 ● das auf Gleichstellung von Frauen und Männern 
ausgerichtete Modell des einjährigen Urlaubs 
(z. B. Island, Slowenien und Schweden);

(17) Masselot A., Caracciolo di Torella E., Burri S., Die Bekämpfung 
von Diskriminierung aufgrund von Schwangerschaft, 
Mutterschaft oder Elternschaft. Die Anwendung des 
EU-Rechts und des nationalen Rechts in der Praxis in 33 
europäischen Ländern, Europäische Kommission.

(18) Kamerman S., Moss P., Hrsg., The Politics of Parental Leave 
Policies: Children, Parenting, Gender and the Labour Market, 
Policy Press, 2009.

(19) Wall K., „Leave policy models and the articulation of 
work and family in Europe: a comparative perspective“, 
zusammengefasst in: International Review of Leave 
Policies and Related Research 2007, Employment Relations 
Research Series No. 80, UK Department for Business 
Enterprise and Regulatory Reform, 2007.

(20) Kamerman S., Moss P., Hrsg., The Politics of Parental Leave 
Policies: Children, Parenting, Gender and the Labour Market, 
Policy Press, 2009.

 ● das auf die Entscheidung der Eltern ausgerich-
tete Modell (z. B. Finnland und Frankreich);

 ● das auf das Zuhause ausgerichtete Modell des 
langen Urlaubs für die Mutter (z. B. Ungarn und 
Tschechische Republik);

 ● das Modell des kurzen Urlaubs und der Teilzeit-
beschäftigung der Mutter (z. B. Niederlande);

 ● das Modell des Kurzurlaubs für den Mann als 
Verdiener (z. B. Spanien);

 ● das Modell der frühzeitigen Rückkehr in die Voll-
zeitarbeit (z. B. Portugal).

Es gibt auch Vaterschaftsurlaub und Urlaub für 
die Betreuung kranker Kinder: Letzterer ist weiter 
verbreitet als der Vaterschaftsurlaub, und beide sind 
seltener als Elternurlaub.

Wie bereits erwähnt, sind auf EU-Ebene noch keine 
Mindeststandards für Vaterschaftsurlaub festgelegt 
worden. Trotz aller Unterschiede ist der Vaterschaftsur-
laub insgesamt sehr kurz. In der Regel dauert er zwi-
schen 2 Tagen (z. B. Niederlande) und 2 Wochen (z. B. 
Polen), wobei es einige Ausnahmen gibt, wenn die 
Anspruchsfrist in Verbindung mit/um die Zeit der Ge-
burt länger ist (18 Wochen in Finnland und 1 Monat 
in Litauen). Das Ziel des Vaterschaftsurlaubs variiert 
zwischen den Mitgliedstaaten: In Finnland wird er von 
Vätern vorwiegend in Anspruch genommen, um das 
Baby kennenzulernen und der Mutter zu helfen, und 
weniger als eine Möglichkeit für den Vater, sich um 
das Kind zu kümmern. In Rumänien liegt der Schwer-
punkt eher auf dem Wohlergehen des Kindes, und der  
Urlaub ist für den Vater mit der Bedingung verknüpft, 
einen Kurs in Säuglingspflege zu absolvieren. In der 
Slowakei ist er mit Gesundheits- und Sicherheitsan-
liegen verbunden: Ein Arbeitgeber ist verpflichtet,  
Freizeit für die Zeit zu gewähren, die notwendig ist, 
um die Mutter in eine medizinische Einrichtung und 
wieder zurückzubringen (21).

(21) Masselot A., Caracciolo di Torella E., Burri S., Die Bekämpfung 
von Diskriminierung aufgrund von Schwangerschaft, 
Mutterschaft oder Elternschaft. Die Anwendung des 
EU-Rechts und des nationalen Rechts in der Praxis in 33 
europäischen Ländern, Europäische Kommission, 2013.
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Die Programme, die Väter am meisten motivieren, 
die Freistellung in Anspruch zu nehmen, sind dieje-
nigen mit einer dem Vater vorbehaltenen Urlaubs-
quote, einem hohen Lohnersatz und Flexibilität bei 
der Frage, wann und wie der Urlaub genommen 
werden kann. Auch die Dauer des Urlaubs ist bei 
der Schaffung von Bedingungen für eine gerech-
tere Teilung der Hausarbeit nach dem Ende des 
Freistellungszeitraums wichtig (22). Die Einbindung 
in die tägliche Erziehung des Kindes hilft Vätern 
auch, eine Bindung zu dem Kind aufzubauen und 
zu stärken, und daher werden sie sich zu einem spä-
teren Zeitpunkt mit größerer Wahrscheinlichkeit in 
die Kinderbetreuung einbringen (23).

Diese Vielfalt unterstreicht einen wichtigen Punkt: 
Internationale Organisationen haben einen zuneh-
menden Einfluss auf die Formulierung der Sozialpoli-
tik. Die EU hat durch Gesetzgebung (Richtlinien), die 
für alle Mitgliedstaaten gilt, wichtige Mindeststan-
dards für Mutterschafts- und Elternurlaub gesetzt (24).

Neben Urlaub für die Kinderbetreuung sind noch 
andere Freistellungsformen in Verbindung mit Be-
treuungsaufgaben notwendig. Demografische 
Veränderungen bringen es mit sich, dass immer 
mehr Frauen (und Männer) vor der Aufgabe der 
Betreuung (älterer) Familienangehöriger stehen. 
Eine detaillierte Durchsicht der Freistellungs- und 
anderen zeitbezogenen Bestimmungen zeigt, dass 
die Bestimmungen in manchen Ländern schlicht 
und ergreifend unterentwickelt sind. In (einigen) 
anderen Ländern allerdings liegt das Problem weni-
ger an mangelnden Bestimmungen denn an einer 

(22) Fagan C., Analysis note: Men and Gender Equality – tackling 
gender segregated family roles and social care jobs (Analyse: 
Männer und Gleichstellung der Geschlechter – Angehen von 
nach Geschlecht getrennten Rollen in der Familie und Berufen 
im Sozialwesen), Europäische Kommission, 2010.

(23) Masselot A., Caracciolo di Torella E., Burri S., Die Bekämpfung 
von Diskriminierung aufgrund von Schwangerschaft, 
Mutterschaft oder Elternschaft. Die Anwendung des 
EU-Rechts und des nationalen Rechts in der Praxis in 33 
europäischen Ländern, Europäische Kommission, 2013.

(24) Kamerman S., Moss P., Hrsg., The Politics of Parental Leave 
Policies: Children, Parenting, Gender and the Labour Market, 
Policy Press, 2009.

schlechten Konzeption und schlechten Koordinie-
rung mit den anderen vorhandenen Diensten für 
Langzeitpflege (25). Vor allem Estland, Griechenland, 
Kroatien, Norwegen, Polen, Portugal, Slowenien, die 
Tschechische Republik und Zypern bieten nur kur-
ze Urlaube zwischen 6 und 30 Tagen pro Jahr, wäh-
rend es in den meisten anderen Ländern sowohl 
kurze als auch längere und lange Urlaube gibt. Kurz- 
urlaube sind häufig (wenn auch nicht überall, z. B. 
nicht in Kroatien oder Zypern) bezahlt und nicht 
von der Zustimmung des Arbeitgebers abhängig. 
Der vorherrschende Beweggrund ist die Betreuung 
von Familienmitgliedern, und nur in etwa einem 
Drittel der Fälle sind die Bestimmungen explizit 
oder de facto auf ältere Menschen ausgerichtet, 
wie z. B. in Griechenland, Österreich und Rumänien. 
Für 15 Länder werden eines oder mehrere Systeme 
für längeren oder langen Urlaub gemeldet, näm-
lich für Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, 
Finnland, Frankreich, Irland, Island, Italien, Malta, die 
Niederlande, Österreich, Rumänien, Schweden und 
Spanien. In den meisten Fällen beträgt die Höchst-
dauer 1 Jahr.

Die Erfahrungen von Ländern, die Urlaubssysteme 
speziell im Hinblick auf Langzeitpflege eingeführt 
haben oder einzuführen versuchten, darunter insbe-
sondere Österreich, haben gezeigt, dass das Wissen 
über die optimale Konzeption des Urlaubs für Lang-
zeitpflege immer noch unzureichend ist. Da der zeit-
liche Horizont bei der Langzeitpflege weniger sicher 
und die Entwicklung der Bedürfnisse im Zeitverlauf 
weniger vorhersehbar sind, bieten Systeme für Eltern- 
urlaub oder Kinderbetreuung keine gültigen Vor-
lagen. Auch andere Arbeitszeitregelungen können 
den Bedürfnissen von erwerbstätigen betreuenden 
Personen effizient entsprechen. Vor allem sind unter 
betreuenden Personen – Männern oder Frauen – in 
Europa flexible Arbeitszeitregelungen sehr beliebt, 

(25) Bettio et al., The Impact of the economic crisis on the 
situation of women and men and on gender equality policies, 
Synthesis report (Die Auswirkung der Wirtschaftskrise 
auf die Situation von Frauen und Männern und auf 
Gleichstellungsmaßnahmen, Synthesebericht), Europäische 
Kommission, 2013.
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da sie häufig zur Deckung des Betreuungsbedarfs im 
Fall einer leichten Behinderung ausreichen, während 
sie in schweren Fällen wirksam als Ergänzung der for-
mellen Pflege dienen. Finnland, Lettland, Norwegen, 
Rumänien, Slowenien und das Vereinigte Königreich 
führen derzeit Programme mit flexiblen Arbeitszeiten 
zum Zweck der Langzeitpflege durch (26).

1.3 Arbeitskultur, 
Zeitregelungen und 
Initiativen von Unternehmen

Verschiedene Arten von Arbeitszeit-
regelungen

Wie bereits erwähnt, kann die Vereinbarkeit durch 
Urlaubsanspruch, aber auch durch Arbeitszeitrege-
lungen gefördert werden. Auch die europäischen 
Sozialpartner sind in diesem Punkt wachsam. So 
unterstreichen die europäischen Sozialpartner in 
der Richtlinie 97/81/EG vom 15. Dezember 1997, 
mit der die Rahmenvereinbarung über Teilzeitar-
beit umgesetzt wurde, die am 6. Juni 1997 von den 
europäischen Sozialpartnern (UNICE, CEEP und 
EGB) geschlossen worden war, die Bedeutung von 
Maßnahmen zur Erleichterung des Zugangs zu Teil-
zeitarbeit, um Berufs- und Familienleben leichter 
vereinbar zu machen. EU-Rechtsvorschriften zu Teil-
zeitarbeit verbieten bei den Beschäftigungsbedin-
gungen eine ungerechtfertigte ungleiche Behand-
lung zwischen Teilzeit- und Vollzeitbeschäftigten.

Paragraf 5 der Rahmenvereinbarung behandelt 
Teilzeitarbeitsmöglichkeiten, und Absatz 3 legt Fol-
gendes fest:

„Die Arbeitgeber sollten, soweit dies möglich ist,

(26) Bettio et al., The Impact of the economic crisis on the 
situation of women and men and on gender equality policies, 
Synthesis report (Die Auswirkung der Wirtschaftskrise 
auf die Situation von Frauen und Männern und auf 
Gleichstellungsmaßnahmen, Synthesebericht), Europäische 
Kommission, 2013.

a)  Anträge von Vollzeitbeschäftigten auf 
Wechsel in ein im Betrieb zur Verfügung 
stehendes Teilzeitarbeitsverhältnis berück-
sichtigen;

b)  Anträge von Teilzeitbeschäftigten auf 
Wechsel in ein Vollzeitarbeitsverhältnis oder 
auf Erhöhung ihrer Arbeitszeit, wenn sich 
diese Möglichkeit ergibt, berücksichtigen;

c)  bemüht sein, zur Erleichterung des Wechsels 
von einem Vollzeit- in ein Teilzeitarbeitsver-
hältnis und umgekehrt rechtzeitig Informati-
onen über Teilzeit- oder Vollzeitarbeitsplätze, 
die im Betrieb zur Verfügung stehen, bereit-
zustellen;

d)  Maßnahmen, die den Zugang zur Teilzeit-
arbeit auf allen Ebenen des Unternehmens 
einschließlich qualifizierten und leitenden 
Stellungen erleichtern, und in geeigneten 
Fällen auch Maßnahmen, die den Zugang 
von Teilzeitbeschäftigten zur beruflichen 
Bildung erleichtern, zur Förderung des 
beruflichen Fortkommens und der beruf-
lichen Mobilität in Erwägung ziehen;

e)  bemüht sein, den bestehenden Arbeit-
nehmervertretungsgremien geeignete In-
formationen über die Teilzeitarbeit in dem 
Unternehmen zur Verfügung zu stellen.“

Auch die integrierten Leitlinien für Wachstum und 
Beschäftigung für den Zeitraum 2005-2008, die das 
wichtigste Politikinstrument für die Entwicklung 
und Implementierung der Lissabon-Strategie wa-
ren, erkannten in Leitlinie 21 die Bedeutung von 
mehr Flexibilität bei der Arbeitszeit an.

In ihrer Durchsicht von flexiblen Arbeitszeitrege-
lungen und Gleichstellung von Frauen und Män-
nern in 30 europäischen Ländern unterscheiden 
Plantenga und Remery zwischen Flexibilität hin-
sichtlich der Länge der Arbeitszeit – d. h. Teilzeit, 
lange Arbeitszeit und Überstunden – und Flexibili-
tät bei der Organisation der Arbeitszeit wie flexible 
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Arbeitszeitorganisation, Heimarbeit und Arbeit zu 
untypischen Arbeitszeiten (27).

Früher tendierte man zu einer Reduzierung der Ar-
beitszeit und zur Regelung der Dauer der Arbeits-
woche. Seit den 1980er-Jahren haben die meisten 
industrialisierten Gesellschaften einen Trend hin zu 
Diversifizierung, Dezentralisierung und Individuali-
sierung von Arbeitszeitmodellen erlebt, der sowohl 
durch den Bedarf von Unternehmen an mehr An-
passungsfähigkeit zur Erfüllung von Marktanfor-
derungen als auch durch große Veränderungen in 
der geschlechterspezifischen Arbeitsteilung be-
dingt ist. Nunmehr sind verschiedene Formen von 
Arbeitszeitregelungen und vor allem Teilzeitarbeit 
weit verbreitet. Wie jedoch die Statistiken (siehe 
Abschnitt 1.1) zeigen, waren vorwiegend Frauen in 
solche Regelungen eingebunden (28). In jüngerer 
Zeit liegt der Schwerpunkt eher auf flexibleren und 
individuelleren Arbeitszeiten und einem regulato-
rischen Rahmen, der sich mehr darauf konzentriert, 
maßgeschneiderte Lösungen innerhalb eines ge-
meinsam vereinbarten Rahmens zu ermöglichen. 
Insgesamt besteht ein negativer Zusammenhang 
zwischen der Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit 
in einem Land und der Beschäftigungsquote von 
Frauen. Mit Ausnahme weniger Länder gilt: je hö-
her der Anteil der Frauen an der Erwerbstätigenzahl, 
desto kürzer die durchschnittliche wöchentliche Ar-
beitszeit. Wichtig ist der Hinweis, dass die Arbeits-
zeit bei den Frauen deutlicher verteilt ist als bei den 
Männern, da die Arbeitszeit der Frauen stark von 
ihrem Lebensabschnitt beeinflusst wird (29).

Wie Fagan (30) feststellte, sind die Unterschiede bei 
der Länge der Arbeitszeit zwischen den Mitglied-

(27) Plantenga J., Remery C., Review of flexible working time 
arrangements and gender equality in 30 European Countries 
(Überprüfung von flexiblen Arbeitszeitvereinbarungen und 
Gleichstellung der Geschlechter in 30 europäischen Ländern), 
Europäische Kommission, 2009.

(28) Europäische Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen, Arbeitszeit und Vereinbarkeit von Beruf 
und Privatleben im Lebensverlauf, Zusammenfassung, 2013.

(29) Ibid.
(30) Fagan C., Analysis note: Men and Gender Equality – tackling 

gender segregated family roles and social care jobs (Analyse: 

staaten der Europäischen Union immer noch be-
trächtlich. Während individualisierte Arbeitszeiten 
in den nördlichen und westlichen Mitgliedstaaten 
der EU weit verbreitet sind, ist die traditionelle 
40-Stunden-Woche in den neuen Mitgliedstaaten 
noch weitgehend erhalten. Überstunden und lange 
Arbeitszeiten sind in der Gruppe im Haupterwerbs-  
alter und in der älteren Gruppe üblicher, und Teil-
zeitarbeit ist bei Arbeitnehmerinnen die Hauptform 
der Flexibilität. Obwohl Kinder ein wichtiger Grund 
für eine Teilzeitbeschäftigung sind, sind die Teilzeit-
beschäftigungsquoten in der Gruppe im Haupter-
werbsalter nicht durchgängig am höchsten. Es ist 
festzuhalten, dass Teilzeitbeschäftigung in den mei-
sten Ländern mit Niedriglohnsektoren und weniger 
Chancen verknüpft ist.

Aus geschlechterspezifischer Sicht sollte die er-
höhte Flexibilität bei den Arbeitszeiten positiv 
gewertet werden, da individuellere Arbeitszeiten 
Arbeitnehmern helfen können, ihre beruflichen 
Pflichten mit ihrem Privatleben zu vereinbaren.

Die flexible Arbeitszeitorganisation ist weniger 
dokumentiert als die Länge der Arbeitszeit, denn sie 
findet vorwiegend auf Unternehmensebene statt. 
Doch auch hier lassen sich in Europa große Unter-
schiede feststellen: Während mindestens 60 % der 
Männer und Frauen in Dänemark und Schweden 
flexible Arbeitszeitsysteme nutzen können, gibt es 
in den südlichen und neuen Mitgliedstaaten nur 
wenig Flexibilität.

Aus geschlechterspezifischer Sicht sollten flexible 
Arbeitszeitsysteme sorgfältig konzipiert werden, 
damit die Präferenzen der Beschäftigten berück-
sichtigt werden. Darüber hinaus spielt die Unter-
nehmenskultur für die tatsächliche Nutzung die-
ser Systeme eine große Rolle. Solange Flexibilität  
immer noch als eine von Frauen genutzte Form 
der Organisation der Arbeitszeit angesehen wird,  

Männer und Gleichstellung der Geschlechter – Angehen von 
nach Geschlecht getrennten Rollen in der Familie und Berufen 
im Sozialwesen), Europäische Kommission, 2010.
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werden flexible Arbeitszeitsysteme die geschlech-
terspezifischen Unterschiede eher noch erhärten 
als ändern. Plantenga und Remery schlagen eine 
Klassifizierung von Ländern nach einem Spektrum 
von Indikatoren für Gleichstellung von Frauen und 
Männern (Unterschied zwischen den Geschlechtern 
bei Beschäftigung und Bezahlung und Unähnlich-
keitsindex bei den Arbeitszeiten) und Arbeitszeitre-
gelungen (Form der Arbeitszeitverteilung aller Be-
schäftigten, Prozentsatz der zu Hause arbeitenden 
Beschäftigten und Prozentsatz der Beschäftigten, die 
Arbeitszeitmodelle nutzen) vor (31).

Arbeitszeit- und 
Flexibilitätsstrategien

In mehreren Ländern stehen flexible Arbeitszeiten 
auf der Tagesordnung. Doch die konkreten Themen 
variieren genau wie die Ausrichtung auf die Gleich-
stellung von Frauen und Männern. Flexibilität kann 
ein Instrument für eine höhere Beteiligungsquote 
bei Personen und Stunden sein, und in dieser Hin-
sicht ist die Tatsache, dass sich Teilzeitarbeit nicht 
nur auf Frauen bezieht, genau wie die Maßnah-
men zur Vermeidung unfreiwilliger Teilzeitarbeit 
ein positiver Trend (d. h., sie kann ein Politikinstru-
ment im Zusammenhang mit aktivem Altern sein). 
In manchen Ländern sind auch Arbeitszeitkonten 
und Jahresarbeitszeit in der Debatte über die Sen-
kung der Häufigkeit von Überstunden im Gespräch. 
Auch in Zusammenhang mit der Wirtschafts- und 
Finanzkrise wird Flexibilität als ein Instrument an-
gesehen, das Arbeitgebern eine Anpassung an sich 
ändernde wirtschaftliche Bedingungen erlaubt. Die 
geschlechterspezifische Dimension spielt allerdings 
in den derzeitigen Debatten keine vorrangige Rolle.

Die Auswirkungen der Krise sollten in ihren ge-
schlechterspezifischen Aspekten nicht unterschätzt 
werden, wie dies derzeit der Fall ist. In Ländern mit 

(31) Plantenga J., Remery C., Review of flexible working time 
arrangements and gender equality in 30 European Countries 
(Überprüfung von flexiblen Arbeitszeitregelungen und 
Gleichstellung der Geschlechter in 30 europäischen Ländern), 
Europäische Kommission, 2009.

hoher Arbeitslosenquote kann es sehr schwierig 
sein, nach dem Aufgeben einer Arbeit aufgrund 
von Betreuungsaufgaben wieder ins Arbeitsleben 
zurückzukehren. Andererseits kann eine hohe Be-
schäftigungsquote bei Arbeitgebern in einigen 
Sektoren zu mehr Bereitschaft führen, flexiblere Ar-
beitsregelungen anzubieten, um fähige Mitarbeiter 
(vorwiegend Frauen) mit familiären Aufgaben in der 
Belegschaft zu halten (32). Verfügbare Freistellungsan-
gebote werden, auch wenn sie geschlechterneutral 
sind, in den meisten Ländern häufiger von Frauen 
als von Männern angenommen. Mögliche finanzielle 
Nachteile oder schlechtere Arbeitsbedingungen in 
Verbindung mit einigen Freistellungsformen betref-
fen daher häufiger Frauen als Männer. Dies kann eine 
Erklärung dafür sein, warum Männer – Väter – mehr 
Interesse daran haben, wie sie ihre Arbeitszeit über 
den Tag und die Woche anpassen können, als die Ar-
beitszeit zu reduzieren (33).

In den mittel- und osteuropäischen Ländern hat 
der Übergangsprozess häufig zur Verringerung 
oder sogar zur Abschaffung der bestehenden insti-
tutionellen Unterstützung geführt, beispielsweise 
weniger ausgedehnte Möglichkeiten für bezahlten 
Urlaub und den Zusammenbruch einiger Dienste 
wie zum Beispiel von Kinderbetreuungseinrich-
tungen. Dies hat sich auf die Beschäftigungs-
muster von Männern wie Frauen ausgewirkt. Die 
schlechte Mittelausstattung öffentlicher Dienst-
leistungen – vor allem im Bildungs- und Gesund-
heitswesen – stellt darüber hinaus Arbeitnehmer 
und Familien vor größere Belastungen (34).

(32) Burri S. et al., Legal approach to some aspects of the 
reconciliation of work, private and family life in 30 European 
Countries (Rechtlicher Ansatz zu einigen Aspekten der 
Vereinbarkeit von Arbeit, Familie und Privatleben in 
30 europäischen Ländern), Europäische Kommission, 2008.

(33) Fagan C., Analysis note: Men and Gender Equality – tackling 
gender segregated family roles and social care jobs (Analyse: 
Männer und Gleichstellung der Geschlechter – Angehen von 
nach Geschlecht getrennten Rollen in der Familie und Berufen 
im Sozialwesen), Europäische Kommission, 2010.

(34) Burri S. et al., Legal approach to some aspects of the 
reconciliation of work, private and family life in 30 European 
Countries (Rechtlicher Ansatz zu einigen Aspekten der 
Vereinbarkeit von Arbeit, Familie und Privatleben in 
30 europäischen Ländern), Europäische Kommission, 2008.
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Der Lebensverlauf von Männern und Frauen än-
dert sich, und zwar insbesondere durch die zuneh-
mende Teilhabe von Frauen am Arbeitsmarkt, aber 
in vielen Ländern muss eine umfassende Politik 
zur Vereinbarkeit von Arbeit, Familie und Privat-
leben noch entwickelt werden. In vielen Ländern 
sind staatliche Maßnahmen zu Vereinbarkeitsfra-
gen unzureichend entwickelt. Die Gesetzgebung 
zur Arbeitszeit geht häufig nicht auf das Thema 
Vereinbarkeit ein, kann sich jedoch beträchtlich 
auf individuelle Arbeitszeitsysteme auswirken. Es 
fehlt das Recht auf langfristige flexible Zeitmodel-
le wie Arbeitszeitkonten, Lebenszyklusregelungen 
oder Sabbatzeiten. Maßnahmen, mit denen Män-
ner für Pflegetätigkeiten motiviert werden sollen, 
sind selten. Nur wenige Länder haben rechtliche 
Bestimmungen zu Zeitguthabensystemen ausge-
arbeitet. Diese bieten meist die Möglichkeit, Tage 
als Ausgleich für Überstunden, Resttage und Tage, 
die für eine kollektive Verringerung der Arbeitszeit 
gewährt wurden usw., für eine Unterbrechung der 
beruflichen Laufbahn anzusammeln (35).

Telearbeit und Teilzeit- oder Zeitarbeit mögen kurz-
fristig als Möglichkeit für ein Jonglieren zwischen 
beruflichen und privaten Verpflichtungen attraktiv 
erscheinen, aber die Entscheidung kann auf Dauer 
kostspielig sein, und zwar nicht nur hinsichtlich des 
Gehalts, sondern auch in puncto Rente und Arbeits-
platzsicherheit (36).

Neuere Daten zur Arbeitszeit zeigen, dass Zeit und 
Vereinbarkeit für Männer bezüglich Arbeit und Le-
benserwartung eine Rolle spielen (siehe weiter un-
ten Abschnitt 1.6). Insgesamt besteht bei Männern 
und Frauen der Trend zu kürzerer Arbeitszeit (37).

(35) Burri S. et al., Legal approach to some aspects of the 
reconciliation of work, private and family life in 30 European 
Countries (Rechtlicher Ansatz zu einigen Aspekten der 
Vereinbarkeit von Arbeit, Familie und Privatleben in 
30 europäischen Ländern), Europäische Kommission, 2008.

(36) OECD, Closing the Gender gap: act now, 2012.
(37) Gärtner M., Puchert R., Scambor E., The Role of Men in 

Gender Equality – European Strategies and Insights (Die 
Rolle der Männer bei der Gleichstellung der Geschlechter – 
Europäische Strategien und Erkenntnisse), Europäische 
Kommission, 2012.

Initiativen von Unternehmen: wirt-
schaftliche Anreize

Die Anzahl qualifizierter Arbeitskräfte ist rückläufig, 
und die Lage verschärft sich weiter durch den de-
mografischen Wandel und stellt für Europa insge-
samt eine große Herausforderung dar. In den kom-
menden Jahren müssen sogar junge Eltern und 
Menschen, die sich um Pflegebedürftige kümmern, 
in der Lage sein, so weit als möglich am Erwerbs-
leben teilzuhaben, damit keine potenziellen Ar-
beitskräfte ungenutzt bleiben. Viele Unternehmen 
melden bereits Probleme bei der Einstellung neuer 
Mitarbeiter oder der Bindung qualifizierter Mitarbei-
ter an das Unternehmen. Strategien mit dem Ziel, 
Arbeit, Familie und Privatleben effizienter zu verein-
baren, haben an Attraktivität gewonnen (38).

2009 wurde über das Europäische Unternehmens-
testpanel (EBTP) bei Unternehmen eine Erhebung 
durchgeführt. Hierbei wurden Unternehmen zu ih-
rer Haltung gegenüber der Vereinbarkeit von Arbeit 
und Familie und zu familienfreundlichen Maßnah-
men in Unternehmen befragt. Mit dieser Umfrage 
sollten politische Entscheidungsträger in den Mit-
gliedstaaten über die Einstellung von Arbeitgebern 
zu Familien- und Vereinbarkeitsfragen informiert 
werden.

Angesichts der Art der Erhebung (kleine und selbst 
zusammengestellte Stichprobe mit ungleichmä-
ßiger Verteilung zwischen den Mitgliedstaaten) 
sind die Ergebnisse mit großer Vorsicht auszulegen, 
aber es lassen sich einige allgemeine Anmerkungen 
machen: Die Vereinbarkeit von Berufs- und Famili-
enleben bleibt für viele Europäer eine Herausfor-
derung. Aus Sicht der Arbeitgeber ist die Situation 
in kleinen Unternehmen, in denen das familien-
bedingte Fehlen von nur einem Mitarbeiter große 
Auswirkungen auf das gesamte Unternehmen ha-
ben kann, am schwierigsten. Die Schaffung guter 

(38) Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend – BMSFJ, Europäischer Unternehmensmonitor 
Familienfreundlichkeit, 2010.
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Bedingungen für Beschäftigte, die Berufs- und Fa-
milienleben miteinander vereinbaren möchten, ist 
laut zahlreichen Unternehmern ein wirksamer Weg 
für die Mitarbeiterbindung. Es muss jedoch betont 
werden, dass die Bindung vorhandener Arbeitskräf-
te für den Betrieb des Unternehmens nur dann als 
wichtig angesehen wird, wenn es um qualifizierte 
Arbeitskräfte geht. Zudem scheint es sich bei der 
Frage der Familienfreundlichkeit bei vielen Be-
fragten vorwiegend um eine Frage des Images zu 
handeln. Letztendlich werden mit Ausnahme einer 
Aufstockung der Stunden für Schule und Kinderbe-
treuung von der Mehrheit der befragten Unterneh-
mer keine großen Veränderungen im Bereich der 
Vereinbarkeit und der familienbezogenen Politiken 
erwartet oder gewünscht. Die bestehenden Rege-
lungen (z. B. Mutterschafts- und Elternurlaub) wer-
den als zufriedenstellend angesehen (39).

Doch eine Änderung der Arbeitskultur in Unter-
nehmen braucht Zeit. Aufgrund der geschlech-
terbasierten Arbeitsteilung und der Trennung 
zwischen öffentlichem und privatem Bereich be-
inhaltet bereits der Begriff einer „Arbeit“ eine ge-
schlechterspezifische Bedeutung. Das traditionelle 
Modell des idealen Arbeitnehmers kann somit als 
ein männlicher, von Pflege- und Hausarbeit unab-
hängiger Idealtyp verstanden werden (40).

Wie Plantenga und Remery unterstreichen, werden 
die Einzelheiten der Vereinbarkeit von Berufs- und 
Familienleben auf betrieblicher Ebene (Werk – Un-
ternehmen) ausgearbeitet. Somit ist die betrieb-
liche Ebene ein wichtiges Element des allgemeinen 
Betreuungssystems und wirkt sich deutlich auf die 

(39) Europäisches Unternehmenstestpanel (EBTP), The 
importance of family-friendliness for business development 
(Bedeutung eines familienfreundlichen Umfelds für die 
Entwicklung eines Unternehmens), 2009.(

(40) Gärtner M., Puchert R., Scambor E., The Role of Men in 
Gender Equality – European Strategies and Insights (Die 
Rolle der Männer bei der Gleichstellung der Geschlechter – 
Europäische Strategien und Erkenntnisse), Europäische 
Kommission, 2012.

Muster für Teilhabe am Arbeitsmarkt und auf die 
Geburtenrate aus (41).

Das Unternehmen muss als Schnittstelle zwischen 
Arbeit, Pflege und (Un-)Gleichheit zwischen den 
Geschlechtern gesehen werden, die mit der Rolle 
der Männer verknüpft werden muss, um Gleichheit 
zwischen den Geschlechtern zu fördern. In der ge-
genwärtigen Forschung zum Thema Männer und 
Arbeit hat sich der Schwerpunkt von dominanten 
Rollen von Männern im Management zu möglichen 
Rollenmodellen, beispielsweise eingebundenen Vä-
tern in Teilzeitarbeit und Männern in feminisierten 
Berufen, verlagert (42).

Familienfreundliche Vorgehensweisen am Arbeits-
platz können es einfacher machen, berufliches und 
häusliches Leben zu kombinieren, allerdings nur, 
wenn sie sowohl von Männern als auch von Frauen 
praktiziert werden. Doch machen es Arbeitgeber für 
Männer und Frauen leichter, häusliche und familiäre 
Pflichten außerhalb des Arbeitsplatzes zu teilen? 
Werden beispielsweise Männer, die ihren Eltern-
urlaub in vollem Umfang in Anspruch nehmen, als 
beruflich unzureichend engagiert angesehen und 
bei einer Beförderung übergangen? Veränderung 
ist nicht immer einfach, und es braucht Zeit, bis sich 
grundlegende Einstellungen als Reaktion auf eine 
sich ändernde Realität wandeln. Doch die heutigen 
Volkswirtschaften brauchen jedes verfügbare Po-
tenzial, um eine nachhaltige blühende Zukunft si-
cherzustellen, während das richtige Gleichgewicht 
zwischen häuslichen und beruflichen Pflichten ge-
funden werden muss, um allen ein besseres Leben 
zu bieten (43).

(41) Plantenga J., Remery Ch., Reconciliation of work and private 
life: A comparative review of 30 countries (Vereinbarkeit von 
Arbeit und Privatleben: Vergleichende Überprüfung von 
30 Ländern), Europäische Kommission, 2005.

(42) Gärtner M., Puchert R., Scambor E., The Role of Men in 
Gender Equality – European Strategies and Insights (Die 
Rolle der Männer bei der Gleichstellung der Geschlechter – 
Europäische Strategien und Erkenntnisse), Europäische 
Kommission, 2012.

(43) OECD, Closing the Gender gap: act now, 2012.
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Wollen Unternehmen, dass Männer sich kümmern? 
Das Geschlecht wird heute als legitimer Aspekt im 
Unternehmen angesehen, allerdings nur, soweit es 
die Frauen betrifft. Die traditionelle Versorgerrolle 
der Männer wurde auf betrieblicher Ebene nicht 
infrage gestellt, was zum Fortbestand der traditio-
nellen Arbeitsverteilungsmodelle zwischen Män-
nern und Frauen führt. Darüber hinaus können sich 
insbesondere Männer in Betreuungsrollen in ihrer 
Karriere behindert sehen. Dies trägt zu einer Kultur 
bei, die traditionelle Geschlechteridentitäten und 
Paarregelungen bestätigt, während sich Ungleich-
heiten am Arbeitsplatz laufend wiederholen (44).

1.4 Betreuungsdienste

1.4.1 Kinderbetreuungsdienste

Die Fähigkeit der Mitgliedstaaten, die Beschäfti-
gungsquote beträchtlich zu steigern und Ungleich-
heiten zwischen den Geschlechtern abzubauen, 
hängt unter anderem von der Verfügbarkeit von 
Kinderbetreuungsdiensten ab. Mit Blick auf diese 
wesentliche Aufgabe legte der Europäische Rat in 
Barcelona das sogenannte „Barcelona-Ziel“ fest: „Die 
Mitgliedstaaten sollten bestrebt sein, (...) für das 
Versorgungsangebot bis 2010 Betreuungsplätze für 
mindestens 90 % der Kinder zwischen 3 Jahren und 
dem Schulpflichtalter und für mindestens 33 % der 
Kinder unter 3 Jahren anzubieten.“

Die Beschäftigungsleitlinie 18 zu einem neuen le-
benszyklusbasierten Ansatz für Arbeit besagt: eine 
bessere Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben 
anstreben und zugängliche und erschwingliche 
Betreuungseinrichtungen für Kinder und sonstige 
betreuungsbedürftige Personen bereitstellen.

(44) Gärtner M., Puchert R., Scambor E., The Role of Men in 
Gender Equality – European Strategies and Insights (Die 
Rolle der Männer bei der Gleichstellung der Geschlechter – 
Europäische Strategien und Erkenntnisse), Europäische 
Kommission, 2012.

EU-Berichte betonen, dass in fast allen Ländern der 
Mangel an qualitativ hochwertigen und erschwing-
lichen Diensten, insbesondere institutionellen Be-
treuungseinrichtungen für Kinder, und Betreuungs-
möglichkeiten für schwerbehinderte und ältere 
Menschen ein großes Hindernis für die Vereinbar-
keit darstellt. Strukturen und Dienste sind höchst 
unzureichend und – vor allem für Beschäftigte mit 
niedrigerem Einkommen – teuer.

Trotz der Zusage von Mitgliedstaaten im Europä-
ischen Pakt hatten 2010 nur 10 Mitgliedstaaten 
die Barcelona-Ziele für Kinder bis zu 3 Jahren er-
reicht. Die meisten Mitgliedstaaten müssen noch 
beträchtliche Anstrengungen unternehmen, um 
dieses Ziel zu erreichen. Wie aus Abbildung 10a 
hervorgeht, gilt dies vor allem für die Tschechische 
Republik, Polen und die Slowakei, wo die Abde-
ckungsrate unter 5 % liegt.
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Abbildung 10: Formelle Kinderbetreuung nach Altersgruppe und Dauer – 
Prozentsatz der Bevölkerung jeder Altersgruppe – nach wöchentlicher für die 
Betreuung aufgewendeter Zeit

10a: Kinder unter 3 Jahren

Quelle: Eurostat, EU-Silc (ilc_caindformal), letzte Aktualisierung am 26. Juni 2013, Daten am 12. März 2014 
abgerufen.

10b: Kinder von 3 Jahren bis zum schulpflichtigen Alter
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Quelle: Eurostat, EU-Silc (ilc_caindformal), letzte Aktualisierung am 26. Juni 2013, Daten am 12. März 2014 abgerufen.
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In Europa sind 83 % der Kinder von 3 Jahren bis zum 
schulpflichtigen Alter in formellen Betreuungsein-
richtungen untergebracht. In dieser Kategorie er-
reichten 2011 neun Mitgliedstaaten das Ziel einer 
Abdeckung von 90 % (siehe Abbildung 10b).

Besorgniserregend ist, dass die Abdeckungsrate in 
einigen Ländern zwischen 2010 und 2011 erheblich 
gesunken ist. Zu beachten ist auch unbedingt, dass 
in einigen Ländern, selbst wenn die Ziele erreicht 
werden, die Inanspruchnahme der formellen Kin-
derbetreuung vorwiegend für einen Teil der Zeit 
erfolgt und somit keine komplette Arbeitswoche 
abdeckt. Irland, die Niederlande und das Vereinig-
te Königreich sind Beispiele für Länder, in denen 
es Teilzeit-Kinderbetreuungsplätze für weniger als 
20 Stunden gibt (45).

Formelle Kinderbetreuungsdienste können Eltern 
nur dann helfen, eine Beschäftigung anzunehmen 
oder in einem Beschäftigungsverhältnis zu bleiben, 
wenn sie erschwinglich sind. Doch wird von 53 % 
der Mütter, die aufgrund der Kinderbetreuung nicht 
oder in Teilzeit arbeiten, der Preis für diese Dienste 
als Hindernis angesehen (46). Dies trifft vor allem 
für Irland, die Niederlande, Rumänien und das Ver-
einigte Königreich zu, wo der Preis für über 70 % 
der Mütter, die wegen fehlender Kinderbetreuung 
nicht oder in Teilzeit arbeiten, ein Hinderungsgrund 
ist. Die Nettokosten für Kinderbetreuungsdienste 
können nämlich in Irland oder im Vereinigten Kö-
nigreich mehr als 41 % des Nettoeinkommens eines 
Haushalts ausmachen (47).

Obwohl die Argumente für Kinderbetreuungs-
dienste wohlbekannt sind und die meisten euro-
päischen Länder Initiativen ergriffen haben, um die 
Verfügbarkeit von (qualitativ hochwertigen) Kinder-
betreuungsdiensten zu steigern, sind viele Länder 

(45) Europäische Kommission, Progress on Equality between 
Women and Men in 2012, A Europe 2020 Initiative 
(Fortschritte bei der Gleichstellung von Frauen und Männern 
2012, eine Europa-2020-Initiative), 2013.

(46) Iibid.
(47) OECD, Doing better for families, 2011.

weit vom Erreichen der Kinderbetreuungsziele von 
Barcelona entfernt. Die Hindernisse scheinen finan-
zieller und ideologischer Natur zu sein.

Aus politischer Sicht wirft die Bereitstellung von 
Kinderbetreuungsdiensten verschiedene Probleme 
auf. In den letzten Jahrzehnten sind Kinderbetreu-
ungsdienste zu einem ernsten öffentlichen Anliegen 
geworden. Erschwingliche und qualitativ gute Kin-
derbetreuungsdienste werden als eine Möglichkeit 
für eine bessere Vereinbarkeit von Berufs- und Fa-
milienleben sowie eine Förderung der Teilhabe am 
Arbeitsmarkt und der Gleichstellung von Frauen und 
Männern gesehen. Kinderbetreuungseinrichtungen 
können auch eine wichtige Lösung gegen rück-
gängige Geburtenraten sein, wenn die Kosten für 
Kindererziehung gesenkt und dadurch die Chancen 
auf dem Arbeitsmarkt und der beruflichen Laufbahn 
erhöht werden. Schließlich besteht zunehmend die 
Tendenz, Kinderbetreuungsdienste aus sozialpäda-
gogischer Perspektive zu betrachten (48). Aus diesem 
Blickwinkel ist die vorrangige politische Grundüber-
legung nicht länger die Vereinbarkeit von Arbeit und 
Betreuung, sondern vielmehr der Beitrag der Kinder-
betreuungsdienste zur Entwicklung des Kindes und 
zur sozioökonomischen Integration.

Eine wichtige Frage betrifft die Motive, die einer Inve-
stition in Kinderbetreuungsdienste zugrunde liegen 
und die von der Sicherung der zukünftigen Versor-
gung mit Arbeitskräften zur Förderung der kindlichen 
Entwicklung abweichen können. Das Vorherrschen 
arbeitsmarktbezogener Anliegen kann beispielswei-
se zu einer ziemlich strengen Politik hinsichtlich der 
Verfügbarkeit im Vergleich zu einer Politik führen, die 
die wichtige Rolle von Kinderbetreuungsregelungen 
für die soziale Inklusion betont. Eine weitere wichtige 
Frage besteht angesichts der speziellen politischen 
Ambitionen zum Maßnahmen-Mix von Geldlei-
stungen, Zeitangeboten und Dienstleistungen. Die 

(48) Plantenga J., Remery C., Review of flexible working time 
arrangements and gender equality in 30 European Countries 
(Überprüfung von flexiblen Arbeitszeitregelungen und 
Gleichstellung der Geschlechter in 30 europäischen Ländern), 
Europäische Kommission, 2009.
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Entscheidung in dieser Frage kann von Grundsatz-
debatten über die wünschenswerteste Organisation 
der Gesellschaft oder von eher praktischen Überle-
gungen zum finanziell Machbaren abhängen. Darü-
ber hinaus mögen die politischen Maßnahmen von 
der Überzeugung inspiriert sein, dass Eltern in der 
Lage sein sollten, zwischen verschiedenen Möglich-
keiten zu wählen, da nicht alle Eltern die gleichen 
Präferenzen teilen (49).

Bisher neigten die politischen Überlegungen dazu, 
sich auf kleine Kinder und vor allem diejenigen vor 
dem schulpflichtigen Alter zu konzentrieren (vgl. 
Barcelona-Ziele).

Der Rolle von außerschulischen Diensten für 
Schulkinder wurde relativ wenig Aufmerksamkeit 
gezollt. Es wird implizit angenommen, dass das Bil-
dungssystem einen Teil der Betreuungsverantwor-
tung übernimmt, da Schulkinder einen beträcht-
lichen Teil des Tages in der Schule verbringen. Doch 
in den meisten Ländern erstrecken sich die Schul-
stunden nicht über den ganzen Tag und sind nicht 
auf eine Vollzeitarbeitswoche abgestimmt. Darüber 
hinaus sind Schulferien in der Regel länger als der 
Urlaub von Arbeitnehmern, und somit stehen die 
Eltern nicht nur unter der Woche, sondern das ganze 
Jahr über vor Schwierigkeiten (50).

Erschwingliche und gute außerschulische Dienste 
könnten Eltern helfen, ihre Arbeitszeiten und die 
Schulzeiten ihrer Kinder besser aufeinander abzu-
stimmen, und sie könnten somit ihre (vollzeitliche) 
Teilhabe am Arbeitsmarkt unterstützen. Neben dem 
Aspekt der Steigerung der Teilhabequote stellt sich 
die Frage der Investition in außerschulische Dien-

(49) Plantenga J., Remery C., Review of flexible working time 
arrangements and gender equality in 30 European Countries 
(Überprüfung von flexiblen Arbeitszeitregelungen und 
Gleichstellung der Geschlechter in 30 europäischen Ländern), 
Europäische Kommission, 2009.

(50) Plantenga J., Remery C., Childcare services for school age 
children – a comparative review of 33 countries (Kinderbetreu-
ungseinrichtungen für Kinder im schulpflichtigen Alter – eine 
vergleichende Überprüfung von 33 Ländern), Europäische 
Kommission, 2013.

ste wie im Fall der Kinderbetreuungsdienste auch 
im Zusammenhang mit der sozialen Inklusion. In-
vestieren in qualitativ hochwertige außerschulische 
Dienste bedeutet, dass diese Dienste der Entwick-
lung des Kindes dienen können. Sie bieten nicht 
nur einen sicheren Ort, an dem sich Kinder entspan-
nen können, sondern sie können auch zu weiterer 
sozialer und schulischer Entwicklung beitragen. So 
könnten außerschulische Dienste für Kinder mit 
Lernschwierigkeiten und/oder Kinder aus benach-
teiligten/einkommensschwachen Haushalten von 
besonderem Nutzen sein.

Es scheint allerdings, als sei die Palette der Dienste 
recht groß, was zum Teil an den unterschiedlichen 
Bildungssystemen liegt. In einer ganzen Reihe eu-
ropäischer Länder werden außerschulische Dienste 
nur in ziemlich eingeschränktem Umfang angebo-
ten; große Gruppen von Kindern haben keinen oder 
nur sehr begrenzten Zugang zu solchen Diensten. 
Darüber hinaus ist die Qualität der Dienste häufig 
nicht geregelt. Somit bleibt die Bereitstellung von 
außerschulischen Diensten auf EU-Ebene und ein-
zelstaatlicher Ebene eine wichtige politische Priori-
tät (51).

1.4.2 Seniorenbetreuung

Die aktuelle politische Debatte über die Vereinbarkeit 
von Arbeit, Familie und Privatleben wird von Kinder-
betreuungsfragen beherrscht. Natürlich kann man 
sagen, dass der Konflikt zwischen Arbeit und Be-
treuung von älteren Angehörigen nicht die gleiche 
Größenordnung und die gleichen Auswirkungen auf 
die Teilhabe von Frauen am Arbeitsmarkt hat. Doch 
angesichts der fortlaufenden Verschiebung des Ren-
teneintrittsalters und der höheren Lebenserwartung 
wird das Spannungsfeld zwischen Arbeit und Lang-
zeitpflege in Zukunft immer stärker werden.

Sachverständige der Europäischen Kommission 
stellen fest, dass informelle Pflegepersonen in Be-
schäftigungsverhältnissen Kurzurlaube nehmen 

(51) Ibid.
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können, um gesundheitliche Notfälle oder uner-
wartete Pflegeanforderungen zu meistern. Neben 
Urlaubsregelungen bieten einige, aber nur wenige 
Länder Pflegenden die Möglichkeit, ihre Arbeitszeit 
während der Zeit des Bedarfs zu reduzieren, oder 
sie garantieren den Anspruch auf einen Wechsel zu 
flexiblen Arbeitszeiten. Die meisten, aber nicht alle 
Länder bieten auch Langzeiturlaube, aber hier sind 
die Bedingungen strenger. Kurzzeiturlaube werden 
in der Regel als Recht gewährt und bezahlt, wenn 
die gesundheitlichen oder pflegerischen Notwen-
digkeiten bescheinigt werden. Längere Freistel-
lungen sind häufig unbezahlt und nicht selten – vor 
allem im privaten Sektor – von der Zustimmung des 
Arbeitgebers abhängig (52).

Wie bei der Kinderbetreuung sind Frauen auch bei 
den bezahlten oder unbezahlten Pflegeleistungen 
für Senioren stark überrepräsentiert. Verfügbarkeit, 
Erschwinglichkeit und Qualität des Angebots be-
treffen Frauen und Männer in ihrer Rolle als Betreu-
ungspersonen und wirken sich auf ihre Teilhabe am 
Arbeitsmarkt aus. Doch die anhaltende Überreprä-
sentation von Frauen bei den informellen Betreu-
ungspersonen steigert die extreme Feminisierung 
bei Pflegepersonal und Fachkräften. Während die 
ausgeprägte Feminisierung in der Langzeitpflege 
Frauen Beschäftigungsmöglichkeiten in einem rasch 
expandierenden Sektor eröffnet, ist sie bezüglich der 
Gleichstellung von Männern und Frauen auf dem Ar-
beitsmarkt und in Haushalten höchst bedenklich (53).

Informelle Betreuungspersonen, d. h. Angehörige 
und Freunde, bleiben die wichtigste Gruppe von 
Pflegenden. Eine ermutigende Feststellung aus 
dem Bericht von Bettio ist, dass sich Männer viel 
stärker an der informellen Langzeitpflege als an 
der informellen Kinderbetreuung beteiligen, und 
das möglicherweise mit steigender Tendenz. Der 

(52) Bettio F., Verashchagina A., Long-term Care for the 
elderly. Provisions and providers in 33 European countries 
(Langzeitpflege für ältere Menschen. Bestimmungen und 
Dienstanbieter in 33 europäischen Ländern), Europäische 
Kommission, 2010.

(53) Ibid.

Hauptgrund dafür ist, dass Ehepartner und Lebens-
partner in praktisch allen Ländern die wichtigsten 
Betreuungspersonen für mit im Haushalt lebende 
ältere Menschen sind und Männer häufig die Pfle-
ge für ihre Ehefrau oder Partnerin übernehmen. In 
der Hälfte der Länder, für die Informationen vorlie-
gen (Belgien, Spanien, Italien, Niederlande, Öster-
reich und Polen), übernehmen nämlich mit gleich 
hoher Wahrscheinlichkeit unabhängig von der 
Geschlechtszugehörigkeit Ehegatten/Partner die 
Pflege füreinander. Und es wird explizit berichtet, 
dass die Teilhabe der Männer in einigen Ländern 
zunimmt (z. B. im Vereinigten Königreich) (54).

Was die Politiken angeht, so stand die Langzeitpflege 
laut einigen nationalen Sachverständigen (55) (z. B. aus 
Griechenland, Frankreich, Island, Lettland und Öster-
reich) bis zum Ausbruch der Finanzkrise nicht so weit 
oben auf der politischen Tagesordnung der Mitglied-
staaten wie die Kinderbetreuung. Ein Mangel an kla-
ren Zielen, wie sie für die Kinderbetreuung in der Lis-
sabon-Strategie festgesetzt wurden, hat vielleicht den 
Druck gemindert, sich öffentlich mit diesem Thema 
zu befassen. Doch es gibt – vor allem im Vereinigten 
Königreich – Anzeichen dafür, dass das Thema in der 
Öffentlichkeit an Bedeutung gewinnt.

Auch der Frauenausschuss des Europäischen Par-
laments forderte vor kurzem die Mitgliedstaaten 
auf, in erschwingliche, qualitativ hochwertige 
Einrichtungen für die Betreuung von Kindern, 
Kranken, Behinderten, Senioren und anderen 
pflegebedürftigen Personen zu investieren und si-
cherzustellen, dass sie flexible Öffnungszeiten ha-
ben, die mit Vollzeitarbeitstagen vereinbar sind, und 
dass sie zugänglich sind, damit möglichst viele Men-
schen Arbeit, Familie und Privatleben vereinbaren  
können (56).

(54) Ibid.
(55) Ibid.
(56) Zuber Inês Cristina, Berichterstatterin, Bericht über die 

Gleichstellung von Frauen und Männern in der Europäischen 
Union – 2012, Europäisches Parlament (2013/2156(INI)), 
angenommen im FEMM-Ausschuss am 23. Januar 
2014 – der Bericht wurde in der Plenarversammlung des 
EP in der Sitzung vom 11. März 2014 abgelehnt – siehe: 
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Die vielleicht größte, auf die meisten EU-Länder 
zukommende Herausforderung ist die Auswirkung 
der gegenwärtigen Krise auf künftige Angebote. 
Es wäre allerdings eine große verpasste Chance für 
die Wirtschaft – und nicht nur für die Gleichstellung 
von Frauen und Männern –, wenn die überwiegende 
Reaktion auf die Finanzkrise darauf beschränkt wäre, 
Angebote zu rationalisieren und Druck auf die Fami-
lien auszuüben, damit sie selbst Betreuung leisten, 
statt sie von außen zu beziehen. Die Herausforde-
rung liegt vielmehr darin, diese Perspektive umzu-
kehren und einen rasch expandierenden Sektor wie 
die Langzeitpflege zu einem Wachstumsmotor für 
Beschäftigung zu machen. Gleichzeitig könnte eine 
Ausweitung der Beschäftigung auch eingesetzt wer-
den, um dieses Beschäftigungssegment für Männer 
zu einer Eintrittspforte zum Pflegesektor im weiteren 
Sinne zu machen (57).

1.5 Männer und 
Gleichstellung der Geschlechter

In der jüngsten Zeit wurden Ungleichheiten zwi-
schen den Geschlechtern durch einen Fokus auf 
Männer betrachtet. Dies ist ein wichtiger Weg für 
die Förderung einer effektiven Gleichstellung.

Hinsichtlich der Vereinbarkeit stellen die sozialen 
Beziehungen der Arbeit einige der grundlegends-
ten Aspekte der Beziehungen zwischen den Ge-
schlechtern und einige der wichtigsten Elemente 
in der Vorstellung von Männern und in den Bezie-
hungen von Männern zu Frauen und Kindern dar. 
Bezahlte Arbeit wurde und wird weiterhin als eine 
zentrale Quelle von Identität, Status und Macht der 
Männer betrachtet. Dennoch haben viele Studien 

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=P
V&reference=20140311&secondRef=ITEM-009-23&langu
age=EN&ring=A7-2014-0073.

(57) Bettio F., Verashchagina A., Long-term Care for the 
elderly. Provisions and providers in 33 European countries 
(Langzeitpflege für ältere Menschen. Bestimmungen und 
Dienstanbieter in 33 europäischen Ländern), Europäische 
Kommission, 2010.

zu Arbeit, Unternehmen und Management ihr The-
ma lange als geschlechterneutral angesehen (58).

Wie Fagan feststellt (59), ist es wesentlich, dass Män-
ner in die gesellschaftlichen Veränderungen, die für 
das Erreichen der Gleichstellung von Frauen und 
Männern notwendig sind, eingebunden werden. 
Dies bedeutet auch, dass die Geschlechtertrennung 
zu Hause und am Arbeitsplatz angegangen wird. 
Wie bereits in zahlreichen Zeitstudien verdeutlicht 
wurde, weisen Männer im Beschäftigungsbereich 
zwar die längeren Arbeitszeiten auf, aber Frauen ha-
ben, wenn bezahlte und unbezahlte Arbeit addiert 
wird, die längere Arbeitswoche. Politiken zur Verein-
barkeit widmen nun der Frage der Einbindung der 
Männer in die Betreuung mehr Aufmerksamkeit als 
zuvor (siehe Abschnitt 1.1).

Immer häufiger wird die Frage „Kümmern sich die 
Männer?“ mit „Ja“ beantwortet, wie sich am Anteil 
der Männer an Betreuungstätigkeiten zu Hause 
messen lässt. Es besteht tatsächlich ein zuneh-
mender Wunsch, in einem Ausmaß zu Familienle-
ben und Kinderbetreuung beizutragen, das über 
ein theoretisches Maß hinausgeht. Forschungen 
zeigen eine allmähliche, aber in vielen Teilen Eu-
ropas historisch beachtliche Veränderung bei der 
Teilhabe von Männern – eine zunehmende Beteili-
gung an der Versorgung der Kinder zu Hause und in 
vielen Bereichen der Hausarbeit (60).

(58) Gärtner M., Puchert R., Scambor E., The Role of Men in 
Gender Equality – European Strategies and Insights (Die 
Rolle der Männer bei der Gleichstellung der Geschlechter – 
Europäische Strategien und Erkenntnisse), Europäische 
Kommission, 2012.

(59) Fagan C., Analysis note: Men and Gender Equality – tackling 
gender segregated family roles and social care jobs (Analyse: 
Männer und Gleichstellung der Geschlechter – Angehen 
von nach Geschlecht getrennten Rollen in der Familie und 
Berufen im Sozialwesen), Europäische Kommission, 2010.

(60) Gärtner M., Puchert R., Scambor E., The Role of Men in 
Gender Equality – European Strategies and Insights (Die 
Rolle der Männer bei der Gleichstellung der Geschlechter – 
Europäische Strategien und Erkenntnisse), Europäische 
Kommission, 2012.

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do%3Ftype%3DPV%26reference%3D20140311%26secondRef%3DITEM-009-23%26language%3DEN%26ring%3DA7-2014-0073
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do%3Ftype%3DPV%26reference%3D20140311%26secondRef%3DITEM-009-23%26language%3DEN%26ring%3DA7-2014-0073
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do%3Ftype%3DPV%26reference%3D20140311%26secondRef%3DITEM-009-23%26language%3DEN%26ring%3DA7-2014-0073
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Zwischen 2005 und 2010 hat der Anteil der Män-
ner an unbezahlter Arbeit zu Hause weiterhin zu  - 
genommen (siehe Abbildung 11). 2010 variierte der 
Anteil der Männer an der wöchentlichen unbezahlten 

Arbeitszeit zwischen 15,5 % in Griechenland und bis zu 
mehr als dem Doppelten in Schweden mit 40,3 % und 
in Dänemark mit 40,2 %.

Abbildung 11: Anteil der Männer an der wöchentlichen unbezahlten Arbeitszeit, 
nach Ländern, in Prozent, 2005 und 2010

Anteil der Männer an wöchentlicher unbezahlter Arbeitszeit, 2005
Anteil der Männer an wöchentlicher unbezahlter Arbeitszeit, 2010
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Quelle: EWCS (Europäische Erhebung über die Arbeitsbedingungen), aus dem Bericht The role of men in gender equality 

(Die Rolle der Männer bei der Gleichstellung der Geschlechter), Abbildung 4.1, S. 81 (61).

(61) EWCS 2005 und EWCS 2010; EWCS 2005: Kombination verschiedener Variablen: ef4.1c, ef4.1d; Erläuterungen: durchschnittliche 
wöchentliche unbezahlte Arbeitszeit: Die unbezahlte Arbeit wird für 7 Tage die Woche berechnet und umfasst Stunden für 
Betreuung und Erziehung eigener Kinder (darunter auch Personen mit Kindern unter 18 Jahren, die im selben Haushalt 
leben) und Stunden für Hausarbeit/Kochen; EWCS 2010: Kombination verschiedener Variablen: ef3c, ef3d; Erläuterungen: 
durchschnittliche wöchentliche unbezahlte Arbeitszeit: Die unbezahlte Arbeit wird für 7 Tage die Woche berechnet und 
umfasst Stunden für Betreuung und Erziehung eigener Kinder (darunter auch Personen mit Kindern unter 18 Jahren, die im 
selben Haushalt leben) und Stunden für Hausarbeit/Kochen; die EWCS umfasst nur Arbeitnehmer/Selbstständige; eigene 
Berechnungen.

Es besteht ein Zusammenhang zwischen der Dauer 
der Arbeitszeit und der Zufriedenheit am Arbeits-
platz. Männer arbeiten länger und sind weniger 
zufrieden als Frauen. Alle Länder, in denen über 

25 % der Männer sagen, die Arbeitszeit sei nicht mit 
familiären oder gesellschaftlichen Verpflichtungen 
vereinbar, befinden sich auch bezüglich der Zufrie-
denheit mit der Arbeit im unteren Abschnitt.



Überprüfung der Vereinbarkeit von Arbeit, Familie und Privatleben in der  
Europäischen Union – Politikbericht

1 Überprüfung der europäischen Politik zur Vereinbarkeit von Arbeit, Familie und Privatleben

35

Neben der Einbindung von Männern in unbezahlte fa-
miliäre Aufgaben ist die Rolle der Männer als professio-
nelle Pflegekräfte als Möglichkeit für die Veränderung 
der hegemonialen maskulinen Arbeitskultur und für 
die Schaffung von Rollenmodellen von Männern als 
Pflegekräfte wichtig.

Was Männer in Pflege und Pflegeberufen angeht, 
so ist die geschlechterbasierte Trennung im Be-
schäftigungsbereich ein unverwüstliches Merkmal 
europäischer Arbeitsmärkte. Männer haben sich 
weniger in von Frauen dominierte Berufsbereiche 
hineinbewegt (als umgekehrt Frauen in Männer-
berufe). Hemmnisse sind geschlechterspezifische 
Stereotype, kulturelle Normen, was ein „richtiger“ 
Mann für die Versorgung seiner Familie tut, und 
diskriminierende Ansichten über pflegende und 

emotionale Fähigkeiten von Männern (62). Deutlich 
abschreckend wirken auch die schlechte Bezahlung 
und Qualität der von Frauen dominierten Arbeits-
stellen. Norwegen hat mit einigem Erfolg Quoten 
bei der Einstellung von Männern für die Kleinkind-
betreuung eingeführt.

Ein besonderes Problem ist die Unterrepräsentation 
von Männern in Pflegeberufen, darunter Kranken-
pflege, Altenpflege sowie Betreuung im Vorschulal-
ter und Grundschulunterricht. Zwischen 2000 und 
2009 verzeichneten die Länder mit den höchsten 
Quoten an männlichen Pflegekräften einen Rück-
gang des Männeranteils in der professionellen  

(62) Fagan C., Analysis note: Men and Gender Equality – tackling 
gender segregated family roles and social care jobs (Analyse: 
Männer und Gleichstellung der Geschlechter – Angehen 
von nach Geschlecht getrennten Rollen in der Familie und 
Berufen im Sozialwesen), Europäische Kommission, 2010.

Abbildung 12: Arbeitszeit, die nicht mit familiären oder gesellschaftlichen Ver-
pflichtungen vereinbar ist, nach Geschlecht, in Prozent, 2010

Arbeitszeit, die nicht mit familiären oder gesellschaftlichen Verp�ichtungen vereinbar ist: % Männer
Arbeitszeit, die nicht mit familiären oder gesellschaftlichen Verp�ichtungen vereinbar ist: % Frauen
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Quelle: EU-Bericht zu Männern und Gleichstellung der Geschlechter, S. 71, Auszug aus EWCS 2010.
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Pflege (63). Unterstützung und Förderung pflegender 
Männer, und zwar nicht nur durch familienpolitische 
Maßnahmen wie aktive Vaterschaft, sondern auch 
durch beschäftigungspolitische Maßnahmen wie 
diejenigen für professionelle Pflegekräfte, können 
den Weg für eine transformierende Wirkung auf die 
Normen und Praktiken traditioneller Männer berei-
ten. Dies könnte positive Folgen für Männer und die 
bestehende Geschlechterordnung und das Projekt 
der Gleichstellung der Geschlechter haben (64).

1.6 Wechselwirkungen 
zwischen Sozialfürsorge- 
systemen, politischen 
Maßnahmen und Praktiken 
in Unternehmen

Die vorherigen Abschnitte zeigen die Bedeutung 
von Sozialleistungen, Politiken und gewährten 
Rechten und Praktiken von Betrieben/Unterneh-
men. Kultur, Normen und Standards werden die 
Praktiken von Unternehmen und Politiken sowie 
die Beurteilung dessen, was gute Praxis ist, beein-
flussen.

Das Konzept der Pflege ist Schnittpunkt einer sy-
stemischen Realität, der einzelne Unternehmen 
(Arbeitsplätze) und die Gesellschaft (Sozialsystem, 
Politiken, Kultur) betrifft. Hier werden auch die Be-
ziehungen zwischen Staat, Familie, Markt, Finanzie-
rung und Kinderbetreuungsdiensten für berufstäti-
ge Eltern und Politiken für die „Work-Life-Balance“ 
hinterfragt (65).

(63) Gärtner M., Puchert R., Scambor E., The Role of Men in 
Gender Equality – European Strategies and Insights (Die 
Rolle der Männer bei der Gleichstellung der Geschlechter – 
Europäische Strategien und Erkenntnisse), Europäische 
Kommission, 2012.

(64) Ibid.
(65) Ibid.

Reformen und strukturelle Regelungen wirken sich 
deutlich auf Familienentscheidungen aus. Man-
che Arten von Reformen haben bezüglich einer 
höheren Teilhabe von Männern an der Betreuung 
positivere Wirkungen als andere. Studien zeigen, 
dass kollektive Bestimmungen, die Väter eindeutig 
einbinden, mehr Wirkung zeigen als individuelle 
oder unklare Regelungen. Gleichzeitig hängt die 
tatsächliche Wirkung einer Reform von weiterge-
henden gesellschaftlichen und kulturellen Faktoren 
ab. Aufgrund dieser großen kontextuellen Unter-
schiede können ganz ähnliche Reformen dennoch 
zu ganz unterschiedlichen Ergebnissen führen (66).

Einige Mitgliedstaaten verfügen über eine soziale 
Struktur, die eine stärkere Einbindung von Männern 
in der Betreuung fördern, andere nicht. Aktuelle 
Analysen besagen, dass diese strukturelle Unter-
schiedlichkeit (z. B. Vorhandensein und Dauer von 
Vaterschaftsurlaub/Vaterquote) im heutigen euro-
päischen Familienleben wichtiger ist als Familien-
tradition, Kultur oder Religion (67).

Die Entwicklung von Freistellung, insbesondere 
Elternurlaub, kann als Teil der Neukonzeption des 
Wohlfahrtsstaats gesehen werden, der seine Rolle 
bei der Förderung und Unterstützung der Beschäf-
tigung von Männern und Frauen unterstrichen hat, 
obwohl die Gesellschaft hinsichtlich der Beschäfti-
gung von Frauen und insbesondere von Müttern 
sehr kleiner Kinder und speziell von Kleinkindern 
unter einem Jahr ambivalent bleibt. Das Verhält-
nis zwischen Beschäftigung, Betreuung und Ge-
schlecht ist immer noch umstritten und berührt 
Überzeugungen zu Kindheit und Elternschaft und 
die Rollen von Mann und Frau. In einem strate-
gischen Rahmen, d. h. der Europa-2020-Strategie, in 
dem Beschäftigung als – wirtschaftlich, moralisch 
und gesellschaftlich – gut und wichtig angesehen 
wird, sind Freistellungspolitiken Teil der politischen 
Maßnahmen, die notwendig sind, um die Kontinu-
ität der Beschäftigung sicherzustellen oder, um es 

(66) Ibid.
(67) Ibid.
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mit den Worten der Europäischen Union auszudrü-
cken, berufliche und familiäre Aufgaben miteinander 
zu vereinbaren (68).

Eine Studie untersuchte die Unterschiede bei der An-
wendung von Arbeitsplatzregelungen zu Arbeit und 
Familie und die Frage, ob sich diese Unterschiede 
durch unterschiedliche Wohlfahrtsstaatkontexte oder 
durch betriebsbezogene Faktoren erklären lassen. 
Sie fand heraus, dass Arbeitgeber häufig nicht das 
Fehlen staatlicher Vorschriften ausgleichen, wenn die 
Entwicklung von Regelungen zu Arbeit und Familie 
vor allem dem Markt überlassen bleibt. Diese Ergeb-
nisse unterstützen das Argument, dass regulatorische 
Maßnahmen wie EU-Initiativen zur Schaffung eines 
normativen Klimas beitragen, das neue gesellschaft-
liche Erwartungen und „ein Gefühl des Anspruchs“ auf 
Unterstützung für Beruf und Familie weckt. Darüber 
hinaus suchen Arbeitgeber in einem institutionellen 
Kontext, in dem Unterstützung für Arbeit und Fami-
lie als wichtig erachtet wird, vielleicht nach Möglich-
keiten, um ihre Sensibilität für das Thema in einer für 
das Unternehmen vorteilhaften Weise zu zeigen (69).

Betrachtet man die Arbeitnehmerseite, so weisen 
qualitative Untersuchungen der Entscheidungen 
über Nachwuchs in verschiedenen Volkswirtschaf-
ten in Europa darauf hin, dass Geschlechterrollen 
mit Bezug zu bezahlter Beschäftigung von Frauen, 
Einbindung der Männer in Familienarbeit und Kin-
derbetreuungssysteme Schlüsselfaktoren für die 
Kinderentscheidung von Paaren sind.

Neyer argumentiert jedoch entschlossen gegen 
den Vorschlag, Regierungen sollten aggressiver auf 
die Gleichstellung der Geschlechter drängen, um 
die Geburtenrate zu steigern. Sie antwortet darauf 
mit einem dreifachen „Nein“: nein zum Vorschlag, 

(68) Kamerman S., Moss P., (Hrsg.), The Politics of Parental Leave 
Policies: Children, Parenting, Gender and the Labour Market, 
Policy Press, 2009.

(69) Den Dulk L., Peters P., Poutsma E., „Variations in adoption 
of workplace work–family arrangements in Europe: the 
influence of welfare-state regime and organizational 
characteristics“, in: International Journal of Resource 
Management, 2012.

nein zu der Methode und nein zu den Mitteln. Ihr 
Papier befasst sich mit dem Ziel der Steigerung 
der Geburtenrate und argumentiert, dass Behaup-
tungen, die Geburtenrate müsse gesteigert werden, 
auf Mythen basieren. Darin lehnt sie ein aggres-
siveres Betreiben der Gleichstellung der Geschlech-
ter aus demografischen Gründen ab und führt an, 
diese Methode würde Ungleichheiten erhalten. Sie 
warnt davor, die Gleichstellung der Geschlechter für 
eine Steigerung der Geburtenrate einzusetzen, und 
erklärt, dass dies den Bereich der Gleichstellung von 
Frauen und Männern einengt (70).

1.7 Wichtigste 
Herausforderungen und 
zukünftige Wege

Die Frage der Vereinbarkeit steht im Mittelpunkt der 
Beziehung zwischen Beschäftigung, Betreuung und 
Geschlechter. Sie berührt innerste Überzeugungen 
zu Kindheit und Elternschaft sowie zur Rolle von 
Mann und Frau.

Argumente, die auf europäischer Ebene für eine 
Vereinbarkeit verwendet werden, beziehen sich 
eindeutig auf folgende Punkte:

 ● die Steigerung der Teilhabe von Frauen am 
Erwerbsleben und Erreichen des Gesamtziels 
einer Beschäftigungsrate von 75 % für Männer 
und Frauen;

 ● davon abgeleitet die Notwendigkeit für Männer, 
sich gleichwertiger an Betreuungs- und Haus-
haltsaufgaben zu beteiligen;

 ● die Möglichkeit, die Flexibilität von Arbeitszeitre-
gelungen zu überdenken, die für eine Steigerung 
der Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen in 
Europa erforderlich sind;

(70) Neyer G., „Should governments in Europe be more 
aggressive in pushing for gender equality to raise fertility? 
The second ‚NO‘“’, in: Demographic Research, 2010, Band 24, 
Artikel 10, S. 225-250.
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 ● die demografischen Argumente und die Not-
wendigkeit, Europäer zu ermutigen, Kinder zu 
bekommen;

 ● und schließlich die wichtigste Bedingung für eine 
Gesellschaft mit mehr Gleichberechtigung zwi-
schen Frauen und Männern und insbesondere für 
eine größere wirtschaftliche Unabhängigkeit der 
Frauen.

Vereinbarkeit ist daher eine Möglichkeit, die Be-
nachteiligung von Frauen in Bezug auf die Bedin-
gungen für den Zugang zum und die Teilhabe am 
Arbeitsmarkt und von Männern in Bezug auf die 
Teilhabe am Familienleben aufzuheben. Doch dies 
erfordert Veränderungen in bestehenden Gesell-
schaftsmodellen in der Politik (Familie und Beruf ), 
in der Familie und am Arbeitsplatz.

Wie dieses Papier zeigt, ist die Vorstellung, dass 
Frauen für unbezahlte Arbeit in Verbindung mit der 
Versorgung der Familie zuständig sind, während be-
zahlte Arbeit aus einer Wirtschaftstätigkeit vorwie-
gend als Hauptaufgabe der Männer angesehen wird, 
immer noch lebendig. Doch die Realität entwickelt 
sich weiter und gibt einen deutlichen Hinweis da-
rauf, dass dieses Modell an Boden verliert:

 ● Männer sind zufriedener mit Arbeitszeitrege-
lungen, die sich mit familiären Pflichten verein-
baren lassen, was bestätigt, dass Männer sich 
kümmern; Männer kümmern sich zunehmend 
um ihre Kinder und auch um ihre Angehörigen.

 ● Der Anteil von Frauen als Ernährer nimmt zu, 
und sie sind nicht länger der Beschäftigungs-
puffer in Zeiten von Krise und Rezession.

 ● Die Lücke zwischen den Beschäftigungsquo-
ten ist geschrumpft, und die Arbeitsmuster von 
Männern und Frauen sind ähnlicher geworden. 
So werden beispielsweise Teilzeitjobs auch im 
Sinne des aktiven Alterns eingesetzt.

Aber es bleibt noch viel zu tun. Es sind kulturelle 
Veränderungen notwendig, die jedoch Zeit brau-
chen. Forschungen belegen, dass das Geschlecht 
heute als legitimer Aspekt im Unternehmen  

angesehen wird, allerdings nur, soweit es die Frauen 
betrifft. Auf Unternehmensebene wird die traditio-
nelle Rollenverteilung reproduziert, und Männer in 
Betreuungsrollen leiden unter Sanktionen.

Einige Unternehmen passen ihre Arbeitsplatzpoli-
tik an, um Männer und Frauen zu unterstützen, um 
kein Potenzial zu vergeuden und um qualifizierte 
Mitarbeiter zu binden. Doch dies betrifft nur qua-
lifizierte Arbeitskräfte und wird von Unternehmen 
immer noch als „Image“-Frage betrachtet.

Internationale Organisationen haben einen zuneh-
menden Einfluss auf die Formulierung der Sozialpo-
litik, wie es durch die EU-Rechtsvorschriften gezeigt 
wird, die Mindeststandards für Mutterschafts- und 
Elternurlaub setzen, die in allen Ländern verfügbar 
sind, auch wenn es große Unterschiede bei den 
Modalitäten hinsichtlich Dauer, Bezahlung, Flexibi-
lität der Nutzung und bei der Frage gibt, ob es sich 
bei dem Urlaub um einen familiären oder einen  
individuellen Anspruch handelt.

Die Bereitstellung von zugänglichen und er-
schwinglichen Betreuungsdiensten ist immer noch 
eine große Herausforderung. Die meisten Mitglied-
staaten haben jedoch beträchtliche Anstrengungen 
unternommen, um die Barcelona-Ziele zu erreichen 
und Betreuungsdienste in Vollzeit und insbesonde-
re für Erwerbstätige mit niedrigerem Einkommen 
verfügbar zu machen. Besorgniserregend ist, dass 
die Abdeckungsrate in einigen Ländern zwischen 
2010 und 2011 erheblich gesunken ist.

Der Schwerpunkt auf Freistellungsregelungen sollte 
auf andere Formen der Arbeitszeitregelungen erwei-
tert werden. Eine Verkürzung der Arbeitszeit ist bei 
Männern weniger beliebt als mehr Flexibilität bei der 
Tages- und Wochenarbeitszeit. Die Gesetzgebung 
zur Arbeitszeit ist häufig nicht „vereinbarkeitssensi-
bel“, kann sich jedoch beträchtlich auf individuelle 
Arbeitszeitregelungen auswirken. Es fehlen lang-
fristige flexible Zeitmodelle wie Arbeitszeitkonten, 
Lebenszyklusregelungen oder Sabbatzeiten. Auch 
Bestimmungen zu Zeitguthaben sind selten.
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Arbeitgeber gleichen häufig nicht das Fehlen staat-
licher Vorschriften aus, wenn die Entwicklung von 
Regelungen zu Arbeit und Familie vor allem dem 
Markt überlassen bleibt. Regulatorische Maßnah-
men wie EU-Initiativen tragen zur Schaffung eines 
normativen Klimas bei, das neue gesellschaftliche 
Erwartungen und „ein Gefühl des Anspruchs“ auf 
Unterstützung für Beruf und Familie weckt.

Es ist ganz wichtig, dass Männer in die gesellschaft-
lichen Veränderungen einbezogen werden, die 
für das Erreichen einer Gleichstellung von Frauen 
und Männern erforderlich sind. Männer müssen an 
Betreuung beteiligt werden. Es ist an der Zeit, Be-
schäftigungspolitiken einzusetzen, mit denen der 
prozentuale Anteil von Männern in Pflegeberufen 
erhöht wird, und Familienpolitiken zu betreiben, die 
Vaterschaft und Betreuungsrollen fördern.

Kollektive Bestimmungen, die Väter eindeutig ein-
binden, zeigen mehr Wirkung als individuelle oder 
unklare Regelungen. Aktuelle Studien besagen, 
dass im heutigen Familienleben in Europa soziale 
Strukturen, die eine stärkere Einbindung der Män-
ner in Betreuungsaufgaben fördern, wichtiger als 
Familientradition und kulturelle Aspekte sind.

Die Programme, die Väter am meisten motivieren, die 
Freistellung in Anspruch zu nehmen, sind diejenigen 
mit einer dem Vater vorbehaltenen Urlaubsquote, 
einem hohen Lohnersatz und Flexibilität bei der Frage, 
wann und wie der Urlaub genommen werden kann.

Eine der schwierigsten Herausforderungen besteht 
vielleicht in der Tatsache, dass die politischen Ziele 
bezüglich Teilhabe, Gleichstellung, Geburtenrate und 
sozialer Integration nicht immer leicht zu vereinbaren 
sind. Sorgen bezüglich der kindlichen Entwicklung 
beispielsweise oder das Ziel einer Senkung der Kin-
derarmut können zu einer Politik führen, die zuneh-
mend auf Kinderbetreuungsdienste ausgerichtet ist, 
aber sie können sich genauso leicht in einer Politik 
niederschlagen, die verlängerte Urlaubszeiten und/
oder höhere Kinderbetreuungszulagen begünstigt. 

Aber lange Elternurlaube oder gute finanzielle Anreize 
fördern nicht unbedingt das Arbeitskräfteangebot und 
können zu großen Unterschieden in den Arbeitszeit-
mustern von Männern und Frauen führen. Ein weiteres 
kompliziertes Thema ist die Frage der Entscheidung 
der Eltern. Eltern haben eventuell unterschiedliche Prä-
ferenzen hinsichtlich der Ergebnisse für Arbeit und Fa-
milie, und die meisten staatlichen Politiken tendieren 
zu einer Förderung der Entscheidung der Eltern. Das 
Ergebnis kann eine komplizierte Mischung aus Zeitan-
geboten, finanziellen Zuwendungen und Diensten 
sein, die nicht unbedingt sehr kohärent und eventu-
ell aus Sicht der Gleichstellung der Geschlechter nicht 
sehr günstig sind (71).

In wirtschaftlichen Krisenzeiten ist es wichtig, die 
Vereinbarkeit aus der Sicht der Gleichstellung der 
Geschlechter zu sehen und sie zum Kernpunkt von 
Reformen zu machen. Wird die Krise verwendet,  
um Sozialleistungen und erschwingliche Dienste 
zu kürzen und Arbeitszeiten auszudehnen, was zu  
einer Polarisierung in den Arbeitszeiten von Män-
nern und Frauen führt, so werden die verschie-
denen Ziele, die mit den Politiken zur Vereinbarkeit 
verknüpft sind, nicht erreicht.

(71) Plantenga J., Remery C., Review of flexible working time 
arrangements and gender equality in 30 European Countries 
(Überprüfung von flexiblen Arbeitszeitregelungen und 
Gleichstellung der Geschlechter in 30 europäischen Ländern), 
Europäische Kommission, 2009.
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2  Die Auswirkung der 
Wirtschaftskrise auf die 
Vereinbarkeit von Arbeit, 
Familie und Privatleben

Im Verlauf dieser Studie wurde an alle nationalen 
Sachverständigen (einer pro Mitgliedstaat) ein 
Fragebogen ausgegeben. Das ÖSB-Team gab den 
Sachverständigen detaillierte Anleitungen und eine 
Vorlage für ihre Beiträge an die Hand, um Qualität 
und Vergleichbarkeit der eingehenden Informati-
onen zu gewährleisten. Auf dieser Grundlage er-
arbeitete jeder Sachverständige für sein Land eine 
detaillierte Durchsicht der jeweiligen Landespoli-
tik, der Programmplanungsdokumente, der wich-
tigsten Tendenzen und Herausforderungen.

Darüber hinaus wurden die nationalen Sachver-
ständigen um die Angabe gebeten, welchen Ein-
fluss ihrer Beurteilung nach die Wirtschaftskrise auf 
die Vereinbarkeit von Arbeit, Familie und Privatle-
ben hatte. Ihre Antworten sind in den beiden nach-
stehenden Unterabschnitten zusammengefasst.

2.1 Einflüsse der Krise auf 
nationale/regionale Politiken

Nur wenige Sachverständige sagten, dass entweder

 ● die Krise keinen bedeutenden Einfluss auf 
Vereinbarkeitsfragen hatte (Dänemark, Malta, 
Schweden sowie Kroatien und Ungarn, wo 
der Einfluss der Krise vernachlässigbar ist, da die  
„Work-Life-Balance“ vor der Krise keinen bedeu-
tenden Stellenwert in der öffentlichen Diskussion 

hatte und die Länder vor 2008 kaum Politiken zur 
Vereinbarkeit kannten), oder dass 

 ● bisher kein Anzeichen für eine Auswirkung zu 
erkennen ist (Luxemburg und Finnland, wo  
die Ergebnisse einer fortlaufenden Untersu-
chung zu den Auswirkungen der Krise erst 2015 
vorliegen werden), oder dass

 ● paradoxerweise eine der Auswirkungen der Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise darin bestand, dass die 
Lücken zwischen den Geschlechtern bei Quoten 
zu Erwerbstätigkeit, Beschäftigung und Arbeitslo-
sigkeit schrumpften, dies jedoch erreicht wurde, 
indem sich die Situation der Männer verschlech-
terte, ohne die Situation der Frauen erheblich zu 
verbessern, die bereits vor der Krise im Vergleich 
zu Männern unter schlechteren Lebensbedin-
gungen gelitten hatten (Slowakei).

In den meisten Ländern schafft die Wirtschaftskrise 
neue Herausforderungen bezüglich der Vereinbar-
keit von Arbeit, Familie und Privatleben.

Die Krise hat den politischen Fokus von der 
Vereinbarkeit abgelenkt:

 ● Die Work-Life-Balance hat auf der 
politischen Tagesordnung und in der 
öffentlichen Diskussion keinen hohen 
Stellenwert mehr;

 ● politisches Desinteresse an dieser Frage;
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Spanien betont, dass Vereinbarkeits- und Mit-
verantwortungsfragen auf politischer Ebene an 
Bedeutung verloren haben und dem Ziel der 
wirtschaftlichen Erholung und der Schaffung von 
Arbeitsplätzen untergeordnet werden müssen (72).

In Kroatien gab es praktisch keine Politiken zu Beruf 
und Familie und damit verbundene Probleme auf der 
öffentlichen Agenda, und seit Beginn der Krise gab 
es keine öffentlichen Diskussionen in diesem Bereich. 
Während die Work-Life-Balance vor der Krise in der 
Öffentlichkeit keinen hohen Stellenwert hatte, scheint 
es für diesen Politikbereich noch schwieriger zu sein, 
in einer Situation mit wachsender Arbeitslosigkeit, 
vermehrter Arbeitsplatzunsicherheit und wenigen  
offenen Stellen zu einer politischen Priorität zu werden.

Irland berichtet, dass das National Framework 
Committee for Work-Life Balance als Folge der 
Krise nicht mehr arbeitete und 2010 seine Finan-
zierungsprogramme für Arbeitgeber und Sozial-
partnerorganisationen einstellte. Der Haushalt der 
Gleichstellungsbehörde wurde 2009 um 43 % und 
der Haushalt des Nationalen Frauenrats Irlands im 
Jahr 2012 um 35 % gekürzt.

(72)  Unterausschuss des Ausschusses für Gleichstellungs-
fragen des spanischen Parlaments (2013), Informe de 
la Subcomisión para el estudio de la Racionalización de 
Horarios, la Conciliación de la Vida Personal, Familiar 
y Laboral y la Corresponsabilidad http://ep00.epimg.
net/descargables/2013/09/26/ed87c0772aeb2b-
9406fa383995b93026.pdf.

 

In Zypern sind bestimmte Pläne aufgeschoben 
worden: Im Ministerium für Arbeit und Sozialversi-
cherung lief eine umfangreiche Studie (2009), und 
es wurde an einem Vorschlag gearbeitet, um mehr 
Vereinbarkeit durch einen flexibleren bezahlten El-
ternurlaub zu erreichen. Die Krise bedeutet, dass ein 
solcher Vorschlag wohl kurz- und mittelfristig nicht 
gefördert wird.

In Italien hatte die Wirtschaftskrise negative Aus-
wirkungen auf die Bereitschaft, Humanressour-
cen-Politiken für eine bessere Work-Life-Balance 
ein- oder fortzuführen.

Es ist eher die Ausnahme, dass trotz Wirtschafts- 
und Finanzkrise und strenger Sparmaßnahmen 
die Work-Life-Balance als wichtige politische 
Priorität angesehen wird, wie dies in Portugal 
erklärt wird, oder dass in den Niederlanden die 
Regierung zusagt, Bedingungen zu schaffen, 
unter denen der positive Trend bei der Teilha-
be der Frauen am Arbeitsmarkt nicht durch die 
Wirtschaftskrise gestoppt wird. Zu diesem Zweck 
hat die Regierung 2013 erneut die Steuererstat-
tungen für erwerbstätige Männer und Frauen 
erhöht. Eine dieser Bedingungen ist, dass Frauen 
vornehmlich in Teilzeitjobs arbeiten können, in 
denen sie Arbeit, Familie und Privatleben leicht 
kombinieren können.

Abzug von Investitionen aus dem Bereich 
Vereinbarkeit und umfassende Haushaltskür-
zungen, darunter:

 ● Mittelkürzungen bei Betreuungseinrich-
tungen für Vorschulkinder und Schulen, 
was zu deren Schließung oder zu betrieb-
lichen Einschränkungen führt;

 ● Mittelkürzungen im öffentlichen Gesund-
heitswesen, was sich negativ auf die Lang-
zeitpflege auswirken wird;

 ● negative Auswirkungen auf die Bereit-
schaft, personalpolitische Maßnahmen 
ein- oder fortzuführen, die für eine Verbes-
serung der Work-Life-Balance konzipiert 
wurden.

Länder: CY, ES, IE, IT, LT, HR, HU

http://ep00.epimg.net/descargables/2013/09/26/ed87c0772aeb2b9406fa383995b93026.pdf
http://ep00.epimg.net/descargables/2013/09/26/ed87c0772aeb2b9406fa383995b93026.pdf
http://ep00.epimg.net/descargables/2013/09/26/ed87c0772aeb2b9406fa383995b93026.pdf
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 ● Mittelkürzungen, die zur Verkleinerung 
oder Beschränkung von Institutionen für 
die Förderung von Gleichstellungs- und 
Vereinbarkeitsfragen führen.

Länder: CZ, EE, EL, ES, HR, IE, MT, NL, UK

Im Vereinigten Königreich sah der „Nothaushalt“  
von 2010 starke Kürzungen bei Leistungen und 
Haushalten von Ministerien, Gehaltsstopps im öf-
fentlichen Sektor und einige Steuererhöhungen vor. 
Seit 2010 gab es beträchtliche Einsparungen bei 
Diensten für frühkindliche Bildung und Kinderbe-
treuung, die sich besonders nachteilig auf Familien 
mit niedrigem Einkommen ausgewirkt haben.

In Spanien haben Betreuungseinrichtungen für 
Kinder im Vorschulalter aufgrund von Kürzungen im 
Haushalt des Bildungsministeriums für 2012 weniger 
Mittel erhalten. Auch auf regionaler Ebene kam es 
zu Einsparungen in diesem Bereich sowie bei den 
Pauschalbeträgen, die einige Regionen an Personen 
zahlten, die unbezahlten Elternurlaub nahmen.

In Estland wurde das Regierungsprogramm „Kin-
dergärten für alle Kinder“ zur Finanzierung von 
mehr Kinderbetreuungsplätzen aufgrund der Krise 
finanziell erheblich beschnitten.

In der Tschechischen Republik stellte die frühere 
rechte Regierung den Betrieb staatlicher Kinderkrip-
pen vollkommen ein und gewährte Kindergärten 
keine Unterstützung.

In den Niederlanden hatten Kürzungen von Teilen 
des Haushalts für Kinderbetreuung im Jahr 2012 
nachteilige Auswirkungen auf die Teilhabe von 
Frauen am Arbeitsmarkt.

Negative Veränderungen bei Politiken zu Eltern- 
urlaub, darunter:

 ●  Kürzung der Vergütung bei Elternurlaub 
oder des Elterngelds oder des entspre-
chenden Lohnausgleichs;

 ●  Aufschub von bereits geplanten Freistel-
lungsverlängerungen;

 ●  Einführung eines Schwellenwerts für So-
zialversicherungsleistungen wie Arbeits-
losen- und Krankengeld, Mutterschafts-, 
Vaterschafts- und Elterngeld.

Länder: DE, EE, ES, LT, LV, PT, SI, UK

In Spanien wurde eine für 2011 geplante Verlänge-
rung des Vaterschaftsurlaubs von 2 auf 4  Wochen 
systematisch aufgeschoben.

In Estland kam es zu einer vorübergehenden Ab-
schaffung der Zahlung für Vaterschaftsurlaub (von 
2009 bis 2013, als er wieder vollständig vergütet 
wurde).

In Deutschland ist das Elterngeld von der Krise ein-
deutig negativ betroffen (das von 67 % auf 65 % ge-
senkt wurde; darüber hinaus erhalten Bezieher von 
Arbeitslosengeld kein Elterngeld mehr).

In Slowenien werden im Rahmen der Sparmaß-
nahmen seit Juni 2012 und bis zu dem Jahr, das 
auf das Jahr folgt, in dem das Wirtschaftswachs-
tum 2,5 % des BIP übersteigt, die Lohnentschä-
digungen für Eltern- und Vaterschaftsurlaub 
auf 90 % des Grundbetrags gekürzt, wenn die-
ser 763,06 EUR oder höher ist. Ferner wurde der 
Höchstbetrag vom 2,5-Fachen auf das 2-Fache des 
Durchschnittslohns gesenkt.

Auch in Portugal gab es aufgrund von Sparmaß-
nahmen weniger Mittel für öffentliche Dienste und 
Sozialleistungen, darunter auch Familienbeihilfen 
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und Elternurlaub. Derartige Reformen wirken sich 
auch auf die Bedingungen für die Anspruchsbe-
rechtigung aus, die noch strenger geworden sind. 
Infolgedessen sank die Anzahl der Familienbeihilfe-
empfänger in den Jahren 2011 und 2012 drastisch. 
2012 änderte die Regierung die Berechnungsfor-
mel für die Festsetzung des Elterngelds; somit fällt 
die Zahlung geringer aus, da nur 12 Monate des  
früheren Verdienstes berücksichtigt werden, wäh-
rend die Zahlung zuvor auf der Grundlage von 
14 Monaten berechnet wurde.

Litauen meldet eine Reihe von Kürzungen bei Eltern- 
urlaubsleistungen während der Wirtschaftskrise. Bis 
2009 betrug die Dauer des Elternurlaubs 24 Monate, 
seit 2010 wurden jedoch Kürzungen vorgenommen 
sowie ein Höchstbetrag (2012) eingeführt. Gemäß 
den vor kurzem eingeführten Änderungen am Sozi-
alversicherungsgesetz werden Leistungen bei Krank-
heit und Mutterschaft ebenfalls gekürzt, wenn Eltern 
ein Einkommen beziehen, das nicht versichert ist 
und keinen Sozialversicherungsbeiträgen unterliegt.

In Lettland betrafen Haushaltskürzungen 2009 und 
vor allem 2010 die Leistungen, bei denen die Beträge 
von den eingezahlten Sozialversicherungsbeiträgen 
abhängen. Für den Zeitraum vom 1. Januar 2010 
bis 1. Januar 2012 sieht der Haushalt verschiedene 
Einschränkungen bei den Sozialversicherungslei-
stungen vor. Es wurde ein Schwellenwert für Arbeits-
losen-, Krankheits-, Mutterschafts-, Vaterschafts- und 
Elterngeld eingeführt. Im Zeitraum von 2005 bis 
2012 insgesamt schlugen sich die kombinierten Aus-
wirkungen der Zeit vor, während und nach der Kri-
se in einer deutlichen Kürzung der Nettoleistungen 
für alle Familienformen und auf allen Einkommens-
ebenen nieder. Die stärksten Kürzungen bei den 
Nettoleistungen wurden bei Familien mit niedrigem 
Einkommen und Kindern verzeichnet.

Länder wie Dänemark, in denen beim Elternurlaub 
(Dauer, Höhe der Leistungen usw.) trotz der Krise kei-
ne Einsparungen vorgenommen wurden, bilden eine 
Ausnahme. 

Negative Auswirkung auf Modelle, Verhand-
lungen und Vereinbarungen der Sozialpartner. 
Schwindendes Interesse und Engagement der 
Arbeitgeber an bzw. für Work-Life-Balance- 
Regelungen.

Länder: ES, IE

Irland unterstreicht, dass das Sozialpartnerschafts-
modell nach Ausbruch der Krise nicht mehr funktio-
nierte. Ein wichtiges Forum für Verhandlungen über 
neue Entwicklungen und das Aufrechterhalten 
bestehender Zusagen zur Unterstützung der Ver-
einbarkeit steht nicht mehr zur Verfügung. Das In-
teresse des Arbeitgeberverbands an diesem Thema 
ist abgeflaut, was, wenn auch in geringerem Maße, 
auch auf die Bereitschaft der Gewerkschaft zutrifft, 
diese Frage anzusprechen. Die Vereinbarung für 
den öffentlichen Dienst zwischen der Regierung 
und den Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
verzeichnete insofern einen Tiefpunkt im Hinblick 
auf das Engagement für Vereinbarkeit, als die Re-
gierung eine vereinbarkeitsfeindliche Position ver-
trat und die Gewerkschaften nicht in der Lage oder 
nicht Willens waren, dagegenzuhalten.

In Spanien hat die Reform von 2012 die Macht der 
Arbeitgeber gestärkt, unregelmäßige Arbeitsbelas- 
tungen auf Überstunden zu verteilen (von 5 % auf 
10 % der jährlichen Arbeitsstunden) und unter ge-
gebenen Umständen eine geografische Mobilität 
zu erzwingen, und sie bietet die Möglichkeit, dass 
Unternehmen unterzeichnete Tarifverträge nicht 
umsetzen.
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2.2 Folgen für Familien: 
negative Auswirkungen auf 
die Qualität der Familienzeit 
und die „Work-Life-Balance“

Allgemein hat die Wirtschaftskrise in vielerlei Hin-
sicht negative Folgen für Familien mit sich ge-
bracht, wie beispielsweise einen alarmierenden 
Anstieg der Arbeitslosigkeit, Arbeitsplatzunsicher-
heit, Lohnkürzungen und sinkende Familienein-
kommen, was in vielen Haushalten zu einer deut-
lichen Verschlechterung des Lebensstandards und 
der Lebensbedingungen geführt hat. Die Krise hat 
sich stärker auf die Beschäftigungslage der Männer 
ausgewirkt. So sind mehr Frauen zum Hauptverdie-
ner der Familie geworden, wodurch sich ihre Auf-
merksamkeit mehr auf die Arbeit und weniger auf 
die Familie konzentriert.

Nichtinanspruchnahme oder Nichtdurch-
setzung von Elternrechten (aus Angst vor Ar-
beitslosigkeit oder Verlust des Arbeitsplatzes): 
geringere Nutzung des Urlaubs (einschließlich 
Vaterschaftsurlaub).

Länder: DE, DK, EL, PT, SI

In den letzten Jahren verzeichnete Dänemark einen 
allgemeinen Rückgang der Inanspruchnahme des 
Vaterschaftsurlaubs bei dänischen Vätern. Die Angst 
davor, mangelndes Engagement zu signalisieren 
oder gekündigt zu werden, kann Väter – insbeson-
dere diejenigen, die im privaten Sektor arbeiten –  
davon abhalten, den Urlaub zu nehmen.

In Slowenien tendieren Eltern dazu, die Urlaubstage 
für die Betreuung kranker Kinder auf ein Minimum 
zu reduzieren (oder überhaupt keinen Urlaub zu 
nehmen), um ihren Arbeitsplatz nicht zu gefährden.

In Griechenland sind die Arbeitsbeziehungen 
flexibler und informeller geworden. All diese Ent-
wicklungen haben sich nachteilig auf die Rechte 
von Arbeitnehmern und vor allem auf die Rechte 
von Eltern ausgewirkt. Negative Auswirkungen gab 
es insbesondere auf die Inanspruchnahme von Ur-
laub; hier haben Eltern (vorwiegend Mütter) nicht 
alle ihre Rechte ausgeschöpft und erschweren so-
mit die Handhabung der Vereinbarkeit. Seitens der 
Mütter besteht die Tendenz, ihre Probleme privat 
mit ihren Arbeitgebern zu regeln, wobei sie aus 
Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes die Ver-
letzung ihrer Rechte akzeptieren. Selbst Frauen, 
die Beschwerde beim Bürgerbeauftragten einle-
gen, zögern, weitere Maßnahmen zu ergreifen, 
und ziehen ihre Beschwerde manchmal zurück.

Familien müssen beträchtliche Kürzungen 
der Nettoleistungen in Verbindung mit El-
ternschaft akzeptieren (am härtesten betrof-
fen sind Familien mit niedrigem Einkommen).

Länder: DE, EE, LT, LV, PT, SI, UK

In Portugal warf die 2012 vorgenommene Kürzung 
der öffentlichen Ausgaben für Elternurlaub auch die 
Frage auf, ob Arbeitnehmer angesichts der derzei-
tigen Arbeitslosigkeit und Arbeitsplatzunsicherheit 
zögern, ihre Rechte auch hinsichtlich der Vereinbar-
keit von Beruf und Familie geltend zu machen und 
in Anspruch zu nehmen.

Siehe Beispiele weiter oben in Abschnitt 2.1.

Familien kämpfen mit einem Mangel an frei-
en Plätzen in Kinderbetreuungseinrichtungen 
und mit kostspieligerer Kinderbetreuung.

Länder: CZ, EE, EL, FR, HR, IT, SI, UK
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Im Vereinigten Königreich gab es seit 2010 be-
trächtliche Einsparungen bei Diensten für früh-
kindliche Bildung und Kinderbetreuung, die sich 
besonders nachteilig auf Familien mit niedrigem 
Einkommen ausgewirkt haben. Etwa jedes sieb-
te „Sure Start“-Kinderzentrum (73) wurde seit 2010 
geschlossen, während viele andere gezwungen 
waren, ihr Angebot aufgrund von Mittelkürzungen 
einzuschränken. Darüber hinaus wurde etwa ein 
Fünftel der über 500 Kindergärten in den letzten 
10 Jahren geschlossen, und es gab Kürzungen bei 
Steuergutschriften für Kinderbetreuung für Fami-
lien mit niedrigem Einkommen (74).

In Frankreich wurde der Mangel an Plätzen in der 
formellen Kinderbetreuung (je nach Berechnung 
zwischen 300 000 und 500 000) – und deren Kosten 
für Eltern mit niedrigem Einkommen – bei Frauen 
als eines der größten Hindernisse für den Zugang 
zu Beschäftigung und den Eintritt in den Arbeits-
markt ermittelt.

Auch Griechenland meldet die Schließung von  
Kinderbetreuungseinrichtungen. Doch mithilfe von 
ESF-Mitteln wurde eine zunehmende Anzahl von 
Müttern im Rahmen des Programms „Vereinbarkeit 
von Arbeit und Familienleben“ unterstützt, und es 
wurde ihnen ein freier Kinderbetreuungsplatz für 
Kinder im Vorschulalter gesichert; die Anzahl dieser 
Leistungsempfängerinnen hat in den letzten 5 Jah-
ren stark zugenommen. Eine weitere Auswirkung 
der Wirtschaftskrise auf die Kinderbetreuung ist, 
dass die Nachfrage gesunken ist, weil viele Eltern 
jetzt arbeitslos sind.

In Slowenien führen die Maßnahmen auf der Aus-
gabenseite des Staatshaushalts seit Juni 2012 zu 
einer permanenten Kürzung der Beihilfen aus den 
Programmen für frühkindliche Betreuung, Bildung 

(73) „Sure Start“-Kinderzentren bieten in ganz England 
Frühbildung und Ganztagsbetreuung für Kinder im 
Vorschulalter.

(74) Walker P. (2014), „Early years education cuts irresponsible, 
experts warn“, in: The Guardian: http://www.theguardian.
com/education/2014/feb/21/early-years-education-cuts-
nurseries-experts-warn.

und Erziehung (FBBE), was bedeutet, dass diese 
Dienste für Eltern weniger erschwinglich werden.

In der Tschechischen Republik besteht durch die 
Schließung von staatlichen Kindertagesstätten und 
Kindergärten für Mütter von Kindern unter 3 bis 
4 Jahren, die sich keine private Kinderbetreuung 
leisten können, die einzige Möglichkeit darin, dass 
sie in Elternurlaub bleiben (bis das Kind 3 Jahre alt 
ist) und dann einen befristeten Arbeitsvertrag zu 
schlechten Arbeitsbedingungen annehmen oder 
arbeitslos werden. Die Tschechische Republik ist 
unter den Ländern der EU-28 immer noch das Land 
mit den stärksten Auswirkungen der Elternschaft 
auf die Beschäftigungslage von Müttern.

In Kroatien wurde die Kinderbetreuung vor allem 
für Eltern, die ihre Arbeit verloren hatten, zu teuer, 
und sie begannen, ihre Kinder aus der Kinderbe-
treuung herauszunehmen.

Familien stehen vor einer abnehmenden 
Qualität der Dienste (Kinderbetreuung und/
oder Langzeitpflege).

Länder: EL, PT, SE

Die Qualität der in Betrieb befindlichen Kinderbe-
treuungseinrichtungen in Griechenland hat sich 
durch fehlende Ressourcen verschlechtert, und die 
Anzahl der von einem Mitarbeiter zu betreuenden 
Kinder wird häufig über das gesetzlich zulässige 
Maß hinaus erhöht.

Schweden weist ferner auf die immer größer wer-
denden Gruppen und Klassen in Vorschulen und 
Schulen hin, die sich auf die Bildungsqualität und das 
psychosoziale Umfeld für die Kinder auswirken kön-
nen. Die Kürzungen in Schulhaushalten betrafen die 
Lehrer und haben zu umfassenden Freisetzungen 
und Entlassungen, größeren Klassen und weniger 
spezifischer Bildung geführt. Haushaltskürzungen 

http://www.theguardian.com/education/2014/feb/21/early-years-education-cuts-nurseries-experts-warn
http://www.theguardian.com/education/2014/feb/21/early-years-education-cuts-nurseries-experts-warn
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hatten auch eine schlechtere Qualität der Senioren-
betreuung zur Folge.

In Portugal wird gegen das Problem fehlender 
Kinderbetreuungsdienste nicht mit Investitionen 
in neue Einrichtungen vorgegangen, sondern mit 
Veränderungen am regulatorischen Rahmen, um 
die zulässige Anzahl von Kindern pro Klasse zu er-
höhen. Diese Änderung kann sich nachteilig auf die 
Qualität der Kinderbetreuung auswirken.

Familien stehen vor verschärften Ungleich-
heiten beim Zugang zum Arbeitsmarkt und 
vor Arbeitsplatzunsicherheit.

Länder: AT, EL, IT, NL, PT, SK

Schon vor der Krise, aber auch seit Beginn der Kri-
se gingen bzw. gehen Frauen in Österreich häufig 
einer Teilzeitbeschäftigung nach, die immer stärker 
gefährdet ist. Dies beeinträchtigt die Vereinbarkeit 
zwischen Beruf und Familie dadurch, dass Beschäfti-
gung und Einkommen weniger sicher sind und we-
niger Mittel für die Bezahlung von Kinderbetreuung 
zur Verfügung stehen. Generell können Schwierig-
keiten auf dem Arbeitsmarkt ein eher konservatives 
Vereinbarkeitsmodell stärken, da es in Zeiten, in 
denen die Arbeit knapp ist, auf allgemeiner gesell-
schaftlicher Ebene möglicherweise eher als legitim 
angesehen wird, dass die Frauen zu Hause bei ihren 
Kindern bleiben.

In Italien haben sich die Ungleichheiten auf dem 
Arbeitsmarkt durch die Krise verschärft und wirken 
sich stärker auf die Qualität der Beschäftigung von 
Frauen aus.

In den Niederlanden hat die Teilhabe alleinstehender 
Frauen am Arbeitsmarkt seit 2012 abgenommen, 
und diese Tendenz hielt auch im ersten Quartal 2013 
an. Die Teilhabe an der Beschäftigung wird durch die 
Wirtschaftskrise negativ beeinflusst. Darüber hinaus 
hatten politische Auswirkungen wie finanzielle Kür-

zungen im Haushalt für Kinderbetreuung nachteilige 
Folgen für die Teilhabe von Frauen am Arbeitsmarkt.

In Griechenland kam es zu einem Anstieg bei 
der Schwarzarbeit, die laut der Gewerbeaufsicht 
2012 über 36 % im Vergleich zu 25 % im Jahr 2010  
ausmachte.

Wie dem Bericht zur Gleichstellung von Frauen 
und Männern für 2012 zu entnehmen ist, gaben 
in der Slowakei Frauen häufiger als Männer ihre 
Erwerbstätigkeit auf (angesichts der geringeren 
Anzahl von Frauen unter den Arbeitslosen). Dies 
impliziert auch eine zunehmend ungleiche Vertei-
lung der Hausarbeit.

Portugal betont, dass laut jüngsten Untersu-
chungen ein Zusammenhang zwischen Beschäf-
tigungsstatus und Vereinbarkeit von Beruf und 
Privatleben besteht; das bedeutet, dass durch die  
(objektive und/oder wahrgenommene) Arbeits- 
platzunsicherheit auch Konflikte zwischen Berufs- 
und Familienleben stärker wahrgenommen werden.

Familien haben mit stärker diskriminierenden 
Praktiken/Ansätzen von Arbeitgeberseite zu tun.

Länder: EL, PL, SK, UK

In Polen verschiebt sich aufgrund der schwierigen 
Arbeitsmarktbedingungen das Kräftegleichgewicht 
in Richtung der Arbeitgeber, die keine Notwendig-
keit zur Schaffung besserer Arbeitsbedingungen 
sehen, und weg von den Arbeitnehmern, denen  
Verhandlungsgewicht fehlt und die gezwungen 
sind, schlechtere Arbeitsregelungen zu akzeptieren. 
Die Wirtschaftskrise führt dazu, dass sich Arbeitneh-
mer auf dem Arbeitsmarkt unsicher fühlen und aus-
beuterische Arbeitsbedingungen hinnehmen.

Seit 2008 gab es in Griechenland eine konstante, 
dramatische Zunahme von Beschwerden über un-
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gerechte Entlassungen aufgrund von Schwanger-
schaft oder Mutterschaftsurlaub. Was Job-Rotation 
angeht, so haben unfreiwillige Vertragsänderungen 
zwischen 2010 und 2012 um das 13-Fache zuge-
nommen. In einem 2012 veröffentlichten Son-
derbericht mit dem Titel Missbräuchliche einseitige 
Auferlegung von Job-Rotation bei Arbeitnehmerin-
nen nach dem Mutterschaftsurlaub bezieht sich der 
Bürgerbeauftragte (Zyklus der Gleichstellung der 
Geschlechter) auf die Praxis, dass immer mehr Ar-
beitgeber die Arbeitsverträge solcher Mütter (und 
nur von ihnen) von Vollzeit in Job-Rotation mit 
Lohnkürzung umwandeln. 2011 wurde Diskriminie-
rung im Zusammenhang mit Schwangerschaft und 
Kinderbetreuungsurlaub (mit 42,46 % bzw. 21,79 % 
aller Beschwerden wegen Diskriminierung) als häu-
figste Form der Diskriminierung verzeichnet.

Im Vereinigten Königreich stieg laut der Erhebung 
„Workplace Employment Relations Survey“ aus dem 
Jahr 2011 nach der Rezession auch der Anteil der 
Arbeitsplätze, an denen „nicht standardmäßige  
Arbeitszeitregelungen“ galten. So nahm der Anteil 
der Arbeitsplätze mit wenigstens einigen Schicht-
arbeitern von 24 % im Jahr 2004 auf 32 % im Jahr 
2011 zu; der Prozentsatz der Arbeitsplätze mit ei-
nigen Beschäftigten mit Jahresstundenverträgen 
stieg von 4 % im Jahr 2004 auf 7 % im Jahr 2007, 
und die Anzahl der Arbeitsplätze mit einigen Mit-
arbeitern mit Null-Stunden-Verträgen ohne garan-
tierte Arbeitsstunden nahm von 4 % auf 8 % zu. 
Lange oder unsoziale Arbeitszeiten und vermehrte 
Arbeitsplatzunsicherheit wirken sich auf die Quali-
tät der Familienzeit und der Work-Life-Balance aus. 
Zahlreiche Doppelverdiener-Haushalte mit Kindern 
haben deshalb beim Versuch, ein ausgewogenes 
Verhältnis zwischen Beruf und familiären Pflichten 
zu finden, „Zeitverknappung“ erlebt.

Wie vom slowakischen Sachverständigen betont 
wurde, gibt es in der Forschung einige Nachweise 
(für die gesamte EU) dafür, dass die Arbeitgeber 
während der Krise bei der Einstellung von Frauen 

hauptsächlich an der Frage interessiert waren, ob 
sie kleine Kinder haben.

Familien stehen vor immer schlechteren Ar-
beitsbedingungen vor allem für einige Be-
völkerungsgruppen.

Länder: CZ, EL, ES, PL, UK

Als Reaktion auf die Wirtschaftskrise wurde das Ar-
beitsrecht in Polen flexibler gestaltet: Hier können 
a) Arbeitgeber nach Konsultation der Arbeitneh-
mervertreter ihren Abrechnungszeitraum auf ma-
ximal 12 Monate ausdehnen; und es gibt b) Rege-
lungen über variable Anfangs-/Endarbeitszeiten, 
z. B. gestaffelte/gleitende (ruchomy), und über zu 
unterbrechende (przerywany) Arbeitszeit. Laut den 
Forschungsdaten wird von einem großen Teil der 
Arbeitnehmer gefordert, dass sie Überstunden oder 
Wochenendarbeit leisten, was ihrem Wunsch nach 
einem besseren Gleichgewicht zwischen Arbeit 
und Berufsleben entgegenläuft (2008 haben 82 % 
der Arbeitnehmer Überstunden geleistet, und fast 
1 Million arbeitete länger als 12 Stunden pro Tag).

In Spanien brachten Arbeitsmarktreformen wäh-
rend der Krise keine großen Verbesserungen in 
puncto Vereinbarkeit. Kritiker aus den Gewerkschaf-
ten sind sogar der Ansicht, dass diese Reformen 
das Recht auf Vereinbarkeit, das durch das Gesetz 
zur Gleichstellung zwischen Frauen und Männern 
aus dem Jahr 2007 eingeführt wurde, untergraben 
haben. Zur Untermauerung ihrer Kritik führen sie 
an, dass die Reform von 2012 die Macht der Ar-
beitgeber gestärkt hat, unregelmäßige Arbeitsbe-
lastungen auf Überstunden zu verteilen (von 5 % 
auf 10 % der jährlichen Arbeitsstunden) und unter 
bestimmten Umständen geografische Mobilität zu 
erzwingen, und dass sie die Möglichkeit bietet, dass 
Unternehmen unterzeichnete Tarifvereinbarungen 
nicht umsetzen.
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Auch im Vereinigten Königreich wurde die Verein-
barkeit von Beruf und Familie durch Änderungen 
der Arbeitszeiten und -praktiken während der Krise 
beeinträchtigt. Neben weit verbreitetem Arbeits-
platzverlust gab es zunehmende Arbeitsplatzunsi-
cherheit, geringere Mobilität, Lohnkürzungen und 
einen Anstieg bei unfreiwilligen Teilzeitarbeitsplät-
zen, Zeitarbeit und informeller Arbeit. Es wurden 
auch ein gewisser Rückgang bei der durchschnitt-
lichen Arbeitszeit (weniger bezahlte Überstunden, 
Kurzarbeit) und eine Zunahme bei unbezahlten 
Überstunden und Arbeitsintensität beobachtet.

In Griechenland wurden im Vergleich zu 2011 im 
Jahr 2012 43,3 % mehr Vollzeitarbeitsverträge in an-
dere Formen flexibler Beschäftigung umgewandelt.
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3  Herausforderungen und 
Unterschiede zwischen Männern 
und Frauen bei der Vereinbarkeit 
von Arbeit, Familie und Privatleben 
und Möglichkeiten zu ihrer 
Bewältigung

Die an dieser Studie beteiligten nationalen Sach-
verständigen wurden darüber hinaus gebeten, an-
zugeben, welches ihrer Meinung nach die größten 
Herausforderungen und Unterschiede hinsichtlich 
der Vereinbarkeit von Arbeit, Familie und Privat-
leben in ihrem Land sind und wie diese bewältigt 
bzw. beseitigt werden könnten. Ihre Antworten 
sind in den beiden nachstehenden Unterabschnit-
ten zusammengefasst.

3.1 Herausforderungen und 
Lücken

Eine Herausforderung, die von fast allen Sachver-
ständigen genannt wird, ist die Bekämpfung von 
Geschlechterstereotypen. Dies ist mit traditionellen  
Haltungen verknüpft, denen zufolge die Hauptaufga-
be der Frau in der Betreuung von Kindern und/oder 
anderen betreuungsbedürftigen Personen besteht. 
Das Modell „Mann als Ernährer/Frau im Haushalt“ 
scheint in den meisten europäischen Ländern noch 
das weitgehend vorherrschende Modell zu sein, das 
explizit oder implizit (beispielsweise durch Steuer- und 
Sozialversicherungsbestimmungen) gefördert wird. 

Darüber hinaus scheint es auf den europäischen 
Arbeitsmärkten starke geschlechterspezifische 

Diskrepanzen und andere geschlechterspezifische 
Ungleichheiten im Beschäftigungsbereich zu ge-
ben. In ihrer Beurteilung verwiesen die meisten 
Sachverständigen auf die bestehende Gehaltslü-
cke zwischen den Geschlechtern und ausgeprägte 
Benachteiligungen bei der Einstellung. Es herrscht 
auch eine geschlechterspezifische Trennung zwi-
schen bezahlter und unbezahlter Arbeit, wobei 
Frauen bei Berücksichtigung unbezahlter Arbeit 
(im Haushalt) deutlich mehr Stunden als Männer 
arbeiten. In zahlreichen Ländern begünstigen die 
vorhandenen Bestimmungen vor allem für Frauen 
eine eher sequenzielle als eine gleichzeitige Kom-
bination von beruflichen und betreuenden Aufga-
ben. Das Ergebnis sind häufig lange betreuungs-
bedingte Urlaubszeiten und damit verbundene 
Unterbrechungen des Erwerbslebens. Wenn die 
Mutter wieder in das Arbeitsleben eintritt, folgt 
auf den Betreuungsurlaub häufig über viele Jahre 
hinweg Teilzeitarbeit mit starken Auswirkungen auf 
Karrieremöglichkeiten, geringerem Einkommen, 
geschlechterspezifischen Unterschieden bei der 
Rente usw. (z. B. AT, FR, IE, UK).

Diese Teilzeitarbeit ist nicht immer freiwillig und 
häufig eng mit der Verfügbarkeit, Erschwinglichkeit 
und Qualität von Betreuungseinrichtungen (für Kin-
der) verknüpft. Die Sachverständigen berichteten 



3 Herausforderungen und Unterschiede zwischen Männern und Frauen bei der Vereinbarkeit  
von Arbeit, Familie und Privatleben und Möglichkeiten zu ihrer Bewältigung

Überprüfung der Vereinbarkeit von Arbeit, Familie und Privatleben in der  

Europäischen Union – Politikbericht

52

mehrheitlich von einem Mangel an Kinderbetreu-
ungseinrichtungen und Betreuung nach der Schule 
in ihren Ländern. Vorhandene Einrichtungen haben 
häufig Öffnungszeiten, die eine Vollzeitstelle nicht 
begünstigen, sind teuer (z. B. BG, ES, EL, HR, PT, SK, 
UK) und zuweilen von schlechter Qualität (z. B. BG, 
EL, HR, PT, UK), was auch durch ein geringes Anse-
hen des (Kinder-)Betreuungsberufs bedingt wird. 
Aber selbst innerhalb von Ländern kann es ausge-
prägte regionale Unterschiede geben. 

Eine große Herausforderung scheint zu sein, wie 
Männer angesprochen und in Betreuung und ande-
re unbezahlte Arbeit eingebunden werden können, 
wenn wirksame und proaktive Strategien zu fehlen 
scheinen. Dies betrifft auch Strategien für eine stär-
kere Inanspruchnahme von (Kinder-)Betreuungs-
urlaub unter Männern, die in zahlreichen Ländern 
sehr gering ist. Hierbei spielen häufig kulturelle 
Faktoren, aber auch unflexible Urlaubsregelungen 
oder geringe Ersatzleistungen eine Rolle.

Auf politischer Ebene besteht auch häufig man-
gelndes Bewusstsein für die Bedeutung und die 
(gesellschaftlichen sowie wirtschaftlichen) Vorteile 
der Unterstützung einer angemessenen Work- 
Life-Balance. Einige Sachverständige (z. B. CZ, HR, 
HU, LT, MT) berichteten, dass Maßnahmen zur 
Vereinbarkeit in den politischen Diskussionen und 
in der Praxis in ihrem Land nur eine sehr geringe 
Priorität haben und dass der Fokus noch schwä-
cher scheint, wenn es nicht um Kinderbetreuung, 
sondern um die Versorgung betreuungsbedürftiger 
Erwachsener geht. In anderen Ländern gibt es ein 
Bewusstsein, aber es mangelt an kohärenten Maß-
nahmen oder einer umfassenden Politik. Ein wich-
tiger Faktor bei der Formulierung und Umsetzung 
politischer Maßnahmen ist anscheinend die Wirt-
schaftskrise (weitere Details siehe Kapitel 2), wenn 
fehlende finanzielle Mittel die Frage auf der Liste 
der politischen Prioritäten nach unten rutschen las-
sen (wenn also andere Probleme „dringender“ sind). 
Darüber hinaus zögern Arbeitnehmer angesichts 
massiver Arbeitslosigkeit und Arbeitsplatzunsicher-
heit vielleicht, ihre bereits bestehenden Rechte in 

Anspruch zu nehmen. So scheint es stellenweise 
eine Kluft zwischen gesetzlichen Bestimmungen/
Ansprüchen und der tatsächlichen Praxis zu geben.

Auch die Einbindung von Interessengruppen 
stellt eine Herausforderung dar. Für Sozialpartner 
mögen Vereinbarkeitsmaßnahmen keinen hohen 
Stellenwert haben, und vor allem Gewerkschaften 
scheinen bestimmten Maßnahmen (wie flexiblen 
Arbeitszeitregelungen) eher misstrauisch zu be-
gegnen (z. B. CY, LU, LV, MT). Ständige Bemühungen 
scheint es bei der stärkeren Einbindung von  
Arbeitgebern und der Veränderung der herr-
schenden Arbeitskultur zu geben. Während es in 
einigen Ländern wenig flexible Arbeitszeitrege-
lungen und/oder Teilzeitmöglichkeiten gibt (z. B. 
CZ, EE, HR, LT, LV, PL), weisen anderen Länder eine 
Arbeitskultur auf, die von langen Arbeitszeiten (vor 
allem auf Managementebene) und von der Auffas-
sung geprägt ist, dass Führungsaufgaben nicht in 
Teilzeit verrichtet werden können (z. B. DE, ES, PT, 
UK). Darüber hinaus scheint auf Arbeitgeberseite 
vor allem in Krisenzeiten häufig ein mangelndes In-
teresse an und Engagement für die Unterstützung 
einer besseren Work-Life-Balance zu bestehen.

3.2 Wie können die 
Herausforderungen 
bewältigt werden?

Zu den Strategien und Initiativen, die die Sachver-
ständigen zur Bewältigung der oben angeführten 
Herausforderungen vorschlagen, zählen folgende 
Bereiche:

Bekämpfung von Geschlechter-
stereotypen

 ● Im Zusammenhang mit der Bekämpfung der 
Geschlechterstereotype wurde am häufigsten 
die Sensibilisierung angeführt. Das Modell  
des „universellen Versorgers“ (bei dem beide 
Geschlechter gleichberechtigt an Betreuung 
und Verdienen des Lebensunterhalts teilhaben) 
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sollte in der Öffentlichkeit und in den Medi-
en diskutiert werden, wobei man traditionelle 
Kanäle wie Rundfunk-, TV-, Zeitungs- und 
Poster-Kampagnen, aber auch neue Infor-
mationsmittel wie soziale Medien einsetzen 
könnte. Stereotype, z. B. in der Werbung, sollten  
vermieden werden.

 ● Stereotype müssen im Bildungswesen von An-
fang an behandelt werden, um die traditionellen 
Rollen, die Frauen und Männern zugewiesen 
werden, infrage zu stellen. Junge Mädchen und 
Jungen sollen ermutigt werden, „nichttraditio-
nelle“ Bildungswege einzuschlagen.

 ● Auf Unternehmensebene sind familienfreund-
liche Maßnahmen in Bezug darauf, ob sie sich 
in der Praxis nur an Frauen wenden, traditionelle 
Geschlechterrollenzuweisungen aufrechterhal-
ten und die Karrieremöglichkeiten von Frauen 
eigentlich beschränken, kritisch zu hinterfragen. 

 ● In Ländern, in denen das Steuersystem immer 
noch mit dem Konzept der Ehe verknüpft ist 
und daher eine asymmetrische Rollenverteilung 
begünstigt, sollte dieses mit dem Ziel einer indi-
viduellen Besteuerung reformiert werden. 

Bekämpfung der geschlechter-
spezifischen Diskrepanzen auf dem 
Arbeitsmarkt

 ● Der hohe Anteil der nicht erwerbstätigen bzw. 
in Teilzeit arbeitenden Frauen in zahlreichen 
Ländern könnte durch mehr Ganztagsschulen 
und attraktive Betreuungseinrichtungen nach 
Schulschluss für Schulkinder gesenkt werden. 

 ● Junge Mädchen und Jungen sollten durch 
Schulung, Coaching, den Einsatz von Rollenmo-
dellen usw. ermutigt werden, nichttraditionelle 
Berufswege einzuschlagen. Darüber hinaus 
sollte für alle Berufe und Funktionen einschließ-
lich Vorständen und Führungsgremien in Un-
ternehmen, Organisationen und Verbänden ein 
Gender-Mix angestrebt werden. 

 ● Die Lohnkluft zwischen Frauen und Männern und 
andere Ungleichheiten im Beschäftigungsbereich 

könnten durch starke politische Maßnahmen,  
die Unternehmen und insbesondere öffentliche 
Arbeitgeber ermutigen und/oder verpflichten, 
Maßnahmen zu ergreifen (z. B. durch die Einfüh-
rung von Quoten, die Verknüpfung der Vergabe 
öffentlicher Aufträge mit Gleichstellungsmaß-
nahmen oder durch die Schaffung von Anreizen 
und/oder Sanktionen für Unternehmen auf der 
Grundlage ihrer Anstrengungen oder Ergebnisse 
im Bereich der Gleichstellung), beseitigt werden.

 ● Sozialpartnern (und insbesondere Gewerk-
schaften) wird empfohlen, eine Strategie zur 
Förderung des Lohnzuwachses besonders für 
traditionell mit Frauen assoziierte Arbeitsplätze 
zu entwickeln. Höhere Löhne können auch ein 
wirksames Instrument sein, um Männer von 
dem Druck zu befreien, die Verdiener sein zu 
müssen.

Förderung von Verfügbarkeit, 
 Erschwinglichkeit und Qualität von 
(Kinder-)Betreuungseinrichtungen 
und -diensten

 ● Eine spürbare Steigerung der Anzahl von Be-
treuungseinrichtungen und Betreuungsplätzen 
(für Kinder) sowie die Ausdehnung von deren 
Öffnungszeiten wurden von vielen Sachverstän-
digen bei der Frage der Vereinbarkeit vor allem 
für Frauen in Betracht gezogen. Dies betrifft 
nicht nur die formelle Kinderbetreuung, son-
dern auch andere Betreuungsformen wie Ta-
gesmütter. Besondere Aufmerksamkeit sollte in 
diesem Zusammenhang ferner der Einführung 
oder der Erhöhung der Anzahl von Ganztages-
schulen gelten. 

 ● Bei der Bereitstellung von Kinderbetreuungs-
diensten sollten nicht nur die Bedürfnisse 
berufstätiger Eltern, sondern auch die von ar-
beitslosen oder nicht erwerbstätigen Eltern 
berücksichtigt werden. Dies würde diesem Per-
sonenkreis ermöglichen, Arbeit zu suchen oder 
zu Vorstellungsgesprächen zu gehen.

 ● Während einige Sachverständige direkte fi-
nanzielle Anreize für Familien vorschlugen, um 
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(Kinder-)Betreuung erschwinglicher zu ma-
chen, empfahlen andere, dass die Unterstüt-
zung eher indirekt durch Investitionen in die 
institutionelle Kinderbetreuung und Infrastruk-
tur und weniger durch einen starken Fokus 
auf Direktzahlungen an Eltern erfolgen sollte. 
Es wurden auch Steuergutschriften für Kinder-
betreuung empfohlen. Vor allem die vom Staat 
finanzierten Vorschulbetreuungs- und außer-
schulischen Betreuungsdienste sollten ausge-
baut werden. Einige Sachverständige regten 
einen Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung 
(insbesondere frühkindliche Betreuung) und 
die Bereitstellung kostenloser Kinderbetreu-
ungsdienste an.

 ● Was die Kinderbetreuung und vorschulische 
Bildung angeht, so sind diese kohärent hin-
sichtlich Qualitätsstandards und pädago-
gischer Ansätze zu untersuchen, und dort, wo 
diese nicht beachtet werden, sollten sie einem 
Verwaltungssystem unterstellt werden.

 ● Arbeitgeber und lokale Gebietskörperschaften 
könnten Arbeitnehmer bei der Suche nach er-
schwinglicher und qualitativ hochwertiger Be-
treuung für kleine Kinder besser unterstützen. 
Dies wäre beispielsweise durch vom Arbeit-
geber geförderte Pakete möglich, die den Ar-
beitnehmern mehr Wahlmöglichkeiten geben; 
denkbar sind hier Kinderbetreuungsschecks 
und/oder Kinderkrippen am Arbeitsplatz. 

Einbindung der Männer in Betreuung 
und andere unbezahlte Arbeit

Die Empfehlungen der Sachverständigen bezüglich 
der Einbindung der Männer in Betreuung und an-
dere unbezahlte Arbeit befassen sich hauptsächlich 
mit zwei Aspekten, nämlich Sensibilisierung und 
Reformierung des Urlaubssystems.

 ● Sensibilisierung: Mehrere Sachverständige  
schlagen Sensibilisierungsmaßnahmen zur För-
derung der Rolle der Männer in der Familie vor. 

Dazu könnten eine systematischere Schulung 
und Sensibilisierung von Mitarbeitern in der 
Personalabteilung, eine Sensibilisierung der Mit-
arbeiter selbst und vor allem derjenigen in Füh-
rungspositionen in Arbeitgeberverbänden und 
Arbeitnehmergewerkschaften und in Unterneh-
men gehören. Die Sensibilisierungsmaßnahmen 
sollten sich mit traditionellen Stereotypen der Ge-
schlechterrollen bei Vorschul- und Schulkindern 
sowie Studierenden, mit der Durchführung von 
Programmen in der Erwachsenenbildung für die 
Verbesserung der Betreuungsfähigkeiten künf-
tiger oder junger Väter, mit der Durchführung 
landesweiter Medienkampagnen usw. befassen. 
Eine weitere Empfehlung lautete, mit Arbeitge-
berorganisationen in von Männern beherrschten 
Sektoren zusammenzuarbeiten, um für Verein-
barkeitsfragen zu sensibilisieren. 

 ● Reform des Urlaubssystems: Häufig wurde  
angeregt, dass Änderungen am Elternurlaubs-
system einen Anreiz für Väter schaffen könnten, 
Elternurlaub zu nehmen. Zu den Empfehlungen 
zählten die Einführung eines (gut bezahlten) Va-
terschafts- und/oder Elternurlaubs in Ländern, 
in denen es diesen noch nicht gibt, eine flexib-
lere Gestaltung des Urlaubssystems, um mehr 
Möglichkeiten für ein Kombinieren von Arbeit 
und Betreuung zu schaffen, und eine bessere 
Arbeitsplatzsicherheit für Eltern (einschließlich 
Männer), um die Rückkehr an denselben oder ei-
nen gleichwertigen Arbeitsplatz zu garantieren. 
Viele Empfehlungen betrafen die Einführung 
einer Art Quotensystem, um die Betreuungs-
aufgaben zwischen den Eltern aufzuteilen. In 
diesem Zusammenhang wurde häufig die Ein-
führung einer „Vaterquote“, d. h. einer bestimm-
ten, nicht übertragbaren Urlaubszeit speziell für 
Väter, erwähnt (wie es sie bereits beispielswei-
se in Schweden gibt). Damit würde auch das 
starke Signal ausgesandt, dass die Teilhabe der 
Männer an der Kinderbetreuung als normal und 
notwendig angesehen wird.

3 Herausforderungen und Unterschiede zwischen Männern und Frauen bei der Vereinbarkeit  
von Arbeit, Familie und Privatleben und Möglichkeiten zu ihrer Bewältigung



Überprüfung der Vereinbarkeit von Arbeit, Familie und Privatleben in der  

Europäischen Union – Politikbericht

55

Weitere Empfehlungen 
 ● Elternurlaubs- und Kinderbetreuungsgeldsys- 

teme müssen stärker evaluiert und erforscht 
werden, beispielsweise hinsichtlich der geringen 
Inanspruchnahme seitens der Männer und der 
Präferenz der Frauen für längerfristige Modelle in 
einigen Ländern.

 ● Unternehmen sollten spezielle Anreize für 
Männer zur Inanspruchnahme des Urlaubs und 
familienbezogene Arbeitszeitanpassungen 
einführen, die die Unternehmenskultur und 
Normen reformieren würden, damit Betreuung 
als geschlechterneutrale gemeinsame Aufgabe 
und nicht nur als Aufgabe der Frauen angesehen 
wird. Es könnte zur Unterstützung des Elternur-
laubs eine finanzielle Vergütung der Arbeitgeber 
eingeführt werden.

Sensibilisierung und Umsetzung von 
Vereinbarkeitsfragen auf politischer 
Ebene

 ● In Empfehlungen der Sachverständigen wur-
de wiederholt die Bedeutung des politischen 
Engagements (bis hinauf zur höchsten poli-
tischen Ebene) und das Vorhandensein von 
adäquaten und gut etablierten institutio-
nellen Mechanismen für die Gleichstellung 
von Frauen und Männern mit gut geschul-
ten Mitarbeitern genannt. Anlaufstellen für 
Geschlechterfragen auf der Ebene der Ent-
scheidungsträger könnten sicherstellen, dass 
Vereinbarkeitsmaßnahmen vorgeschlagen, 
konzipiert und umgesetzt werden.

 ● Erforderlichenfalls sollten die Gesetzgebung 
verstärkt und bestehende Rechtsvorschriften 
wirksamer durchgesetzt und kontrolliert wer-
den. In diesem Zusammenhang sollte auch die 
Einführung oder nachdrücklichere Durchset-
zung von Sanktionen erwogen werden.

 ● In vielen Ländern sind mehr Informationen 
zu den Fakten und Vorteilen von Vereinbar-
keitspraktiken erforderlich. Dies beinhaltet 
Statistiken zur Durchführung und Auswirkung 

von Vereinbarkeitsmaßnahmen (untergliedert 
nach Geschlecht), Überwachung der Umset-
zung der Gesetzgebung, Folgenabschätzung 
der Gesetzgebung usw. Einige Sachverstän-
dige unterstrichen die dringende Notwendig-
keit von Mitteln für die Forschung, um Maß-
nahmen in Verbindung mit der Vereinbarkeit 
sorgfältig zu beurteilen, Trends bei den Prak-
tiken am Arbeitsplatz, in der Familie und in der 
Freizeit/im Privatleben zu ermitteln, mögliche 
Veränderungen in den Vorstellungen von Jun-
gen und Mädchen und jungen Männern und 
Frauen hinsichtlich ihrer Rolle im Berufs- und 
Privatleben festzustellen, die Faktoren zu er-
mitteln, die eine Gleichstellung von Frauen 
und Männern im Berufs- und Arbeitsleben 
behindern oder fördern, und andere Fragen in 
diesem Zusammenhang zu untersuchen.

Stärkere Einbeziehung von Interessen-
gruppen

Ein besonderer Schwerpunkt wurde hier von den 
Sachverständigen auf eine stärkere Einbindung der 
Sozialpartner (insbesondere der Gewerkschaften) 
und Unternehmen gelegt. Darüber hinaus wurde 
die Entwicklung von Partnerschaftsnetzwerken mit 
Gemeinschaften (einschließlich öffentliche Einrich-
tungen und nichtstaatlicher Sektor) angeregt.

 ● Sozialpartner sind gefragt, wenn es darum  
geht, ihre eigenen Maßnahmen im Bereich 
der geschlechterspezifischen Unterschiede kri-
tisch zu bewerten. In vielen Ländern kam man 
zu dem Schluss, dass die Work-Life-Balance für 
die Sozialpartner eine höhere Priorität bekom-
men muss. Unter den Sozialpartnern sollte 
ein nationaler Konsens bestehen. Um sie mit 
den notwendigen Mitteln für ein Verfechten 
der Problematik der Work-Life-Balance auszu-
statten, wurde vorgeschlagen, den Sozialpart-
nern Schulungen und Instrumente anzubieten 
oder sogar einen Fonds einzurichten, aus dem 
von ihnen durchgeführte Projekte finanziert 
würden. Ein weiterer Schwerpunkt lag auf 
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Tarifverträgen. Sachverständige empfahlen, 
Leistungen zugunsten der Gleichstellung von 
Frauen und Männern in Tarifverträgen festzu-
schreiben (positive Maßnahmen), da sie als 
Vorläufer für die Entwicklung innovativer Prak-
tiken im Bereich der Gleichstellung von Frauen 
und Männern am Arbeitsplatz dienen können. 
Somit sollten Gleichstellungsfragen Teil aller  
Verhandlungen der Sozialpartner sein.

 ● Es ist erforderlich, die Vereinbarkeit in verschie-
denen Lebensphasen zu erörtern, beispielswei-
se, wenn die Kinder noch klein sind, wenn die 
Eltern alt werden und wenn Enkelkinder zur Welt 
kommen. An diesen Diskussionen sollten auch 
Arbeitsmarktvertreter und einzelne Arbeitgeber-
organisationen teilnehmen. 

 ● Arbeitgeber sollten motiviert werden, in fa-
milienfreundliche Praktiken am Arbeitsplatz  
zu investieren. Dies könnte in Form finanzieller 
Anreize oder in Form von Unterstützung durch 
Beratung und Schulung erfolgen, was vor allem 
für kleine und mittelständische Unternehmen 
und hier vor allem diejenigen äußerst wichtig 
ist, die nicht über entsprechendes Know-how im 
Personalwesen verfügen. Gleichermaßen wichtig 
ist jedoch eine wirksamere Vermittlung des Sinns 
des Eintretens für eine bessere Work-Life-Balance 
hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf Gleichstellung, 
Mitarbeiterzufriedenheit, Unternehmensleistung 
und Teilhabe der Frauen am Erwerbsleben. Alle 
Interessengruppen müssen von dem positiven 
Potenzial sowohl in schwierigen als auch in bes-
seren wirtschaftlichen Zeiten überzeugt sein. 
Tatsächlich könnte das Anliegen besonders in 
wirtschaftlichen Krisenzeiten, wenn finanzielle 
Mittel knapp sind, durch die Einrichtung oder För-
derung von Auszeichnungen, Labels, Indexierung 
usw. für außergewöhnliche Leistungen für die 
Work-Life-Balance (relativ kostengünstig) sichtbar 
gemacht werden.

Wandel der vorherrschenden 
 Arbeitskultur

Lange Arbeitszeiten, häufig assoziiert mit Einsatzbe-
reitschaft für das Unternehmen und einer Notwen-
digkeit für (nicht ausschließlich, aber insbesondere) 
Manager, sowie ein Mangel an flexiblen Arbeitszeit-
regelungen sind in vielen Ländern die Regel. Emp-
fehlungen von Sachverständigen für einen Wandel 
dieser weit verbreiteten Arbeitskultur konzentrieren 
sich vorwiegend auf flexible Arbeitszeitregelungen 
und die Veränderung von Kultur und Praktiken in 
Unternehmen.

 ● In den meisten Ländern stellten die Sachver-
ständigen die Notwendigkeit einer Verbesse-
rung (oder gar zunächst einmal einer Einfüh-
rung) flexibler Regelungen für Arbeitszeit (und 
Arbeitsplätze) fest. Dies erfordert Anpassungen 
an die Bedürfnisse sowohl von Arbeitgebern als 
auch von Arbeitnehmern. Allerdings wurde als 
wichtig betont, dass dieser Flexibilisierung der 
Arbeit (Zeit, Platz, Medium) Verhandlungen mit 
Arbeitnehmern vorausgehen und sie nicht ein-
seitig von Arbeitgeberseite aufoktroyiert wird. 
Gleichermaßen wichtig ist, dass die Grenzen 
zwischen Berufs- und Privatsphäre erhalten blei-
ben, damit nicht die Kultur der Präsenz durch 
eine Kultur der ständigen Verfügbarkeit ersetzt 
wird. Dies lässt sich nur durch sozialen Dialog 
erreichen. Darüber hinaus stehen Arbeitsplatz-
kulturen der Inanspruchnahme flexibler Arbeits-
regelungen durch Männer zuweilen besonders 
feindlich gegenüber, sodass Maßnahmen erfor-
derlich sind, um hier eine Kultur zu schaffen, die 
Männer und Frauen bei der Inanspruchnahme 
solcher Regelungen stärker unterstützt.

 ● Auch sollte es mehr Unterstützung für Arbeit-
nehmer, die ältere Angehörige zu betreuen  
haben, durch Möglichkeiten der flexiblen Ar-
beitsgestaltung und Freistellung und durch klare 
Informationen über gegebenenfalls verfügbare 
finanzielle Unterstützung für den Zugang zu Se-
niorenbetreuungsdiensten geben.
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 ● Auf Unternehmensebene sollten familien-
freundliche und die Chancengleichheit be-
günstigende Unternehmenskulturen etabliert 
werden, bei denen Mitglieder des höheren 
Managements durch die Übernahme von Be-
treuungsaufgaben mit gutem Beispiel vorange-
hen. Darüber hinaus müssten Konzepte für ein 
Personalmanagement ausgearbeitet werden, 
das sich mit Anforderungen in verschiedenen 
Lebensabschnitten befasst und beispielsweise 
Betreuungsaufgaben bei der weiteren Karriere-
entwicklung berücksichtigt. Zur Verbesserung 
der Praktiken von Unternehmen muss auf po-
litischer Ebene in enger Zusammenarbeit mit 
den Sozialpartnern und Sachverständigen im 
Bereich Work-Life-Balance und Gleichstellung 
von Frauen und Männern kohärente Unterstüt-
zung geleistet werden.
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